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Kommentar 
cku 

Es zeigt sich immer wieder - und 
das mit erschreckender Deutlich­
keit - daß in den Straf- und 
Haftanstalten unseres Landes 
zwei unausgeglichene Gegenpole 
die Atmosphäre bestimmen: die 
Bediensteten auf der einen und 
die Insassen auf der anderen 
Seite . In diesem künstlich ge­
nährten Spannungsfeld wird fast 
jede zwischenmenschliche Bezie­
hung eliminiert . Warum eigent­
lich? 

Sowohl Insassen als auch Bedien­
stete sind Wesen der Gattung 
Mensch. Beide sind mit Intellekt 
und Verstand ausgestattet, haben 
Gefühle, Wünsche, geheime Sehn­
süchte und vieles andere mehr 1 

was eben den Menschen als sol­
chen auszeichnet . Gemeinsam sind 
sie an einem Ort versammelt, der 
nicht zu den angenehmsten und 
schönsten auf dieser Welt zählt: 
im Gefängnis nämlich. 

Und genau da zeigt sich der Un­
terschied zwischen Mensch und 
Mensch. Der eine ist Bewacher, 
der andere Bewachter. Dabei haf­
ten jeder der beiden Gruppierun­
gen charakteristische Merkmale 
an, die zwar im Grunde genommen 
gleich aber entscheidend ver­
schieden sind. Jeder hat Vorur­
teile gegen den anderen, jeder 
mißtraut dem anderen. Dazwischen 
steht die Distanz des Amtes, der 
Pflichterfüllung, der Forderung 

des Gesetzes. Annäherungsversu­
che jeder Seite zur anderen wer­
den von der jeweiligen 11 Gefolg­
schaft" mit äußerstem Mißtrau­
en und Unbehagen betrachtet: 
"Was bahnt sich denn da an?" 

Somit scheint es fast unmöglich , 
so etwas wie zwischenmenschliche 
Beziehungen zueinander aufzuneh­
men; ja, in den wenigsten Fällen 
Verständnis zur jeweiligen Lage 
des anderen zu finden. 

Die Situation der Konfrontation 
in unseren Anstalten ist der 
Hemmschuh für jede noch so gut 
durchdachte Veränderung im Sy­
stem. Das kompromißlose, jeder 
Alternative abholde Gegeneinan­
der von Insassen und Bedienste­
ten erstickt jeden Ansatz der 
vom Gesetzgeber ins Auge gefaß­
ten Zielsetzung im Strafvollzug. 
Das Strafvollzugsgesetz steht 
und fällt im praktizierten All­
tag des Gefängnislebe ns. 

Aufsichtsbedienstete möchten 
sich nicht als "Schließer" ab­
qualifizieren lassen und Insas­
sen nicht als "Knackis" . Aber 
mit dem Hervorheben der Begrif­
fe "Betreuer" und 11 Insasse " al­
lein ist es nicht getan. Es ge­
hört ganz einfach mehr dazu 1 ein 
besseres Auskommen anzustreben. 
Nur hat es den Anschein, als 
seien die wenigsten Insassen und 
Bediensteten bereit, ihre alt-
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hEH'fjel::n;·a©h~e Meinung vgm anderen 
Tell EU tibetprüfen und Kofizes­
sit>nen @iJ:1~\igehen. Besghders hei 
11 al tein(jf@sessenen '1 Bediensteten 
hat man tlefi Eindruck 1 daß sie 
sit2!:1 "aie§~fn newnodischefi Kram 11 

ni~ht ~ewachsen fÜhlen und ihre 
Asweh~ gegen alles, was naeh 
R@fgrrnefi ri~Ght, verstärken. 

Im gewissl2n Maße ist dae ve>r"' 
~t~nclli~h~ denn: 11 Was Hänschen 
nicht lernt, lernt Hans nirnrner­
mehr.il Und von einem im althPr­
gebraehten deut-
sGhen Strafvoll-
zug ergrauten Be- .. - .. --~ 
diensteten kann man 
nicht verlangen 
oder erwarten, daß 
ihm neue und fri­
sehe Knospen sprie­
ßen. Aber auch die 
Mehrzahl der jün­
geren Beamten­
sehaft ist distan­
ziert und wagt sich 
mehr oder weniger ·~-~ 
nur in vereinzelten 
Interaktionen aus 
dem beamteten 
Schneckenhaus. 

Jllte man sich davel;' hUten, die 
gesamte ßeamtefis§llaft über einen 
Kamm zu sehe~en. S9gefiann~e 
11 Schwarze Schafe" C;Jil)t e§ über""' 
all. Aber gerade diese sind eE! 
dann immer wieder, die das ßild 
der gafizen Herde verufi§~altefi. 

Aber augenscheinlich gibt es lm 
Berliner Strafvollzug- speziell 
in Teqel - mehr auf Konfi"§nta'"' 
tionskurs segelnae Bedienstete, 
als der $ache dienliGh ist. Wie 
schon mehrfach von Außenstehen-

den bemerkt wurde, 
ist die Kluft zwi­
schen Bediensteten 
und Insassen in 
dieser Anstalt be­
sonders ~roß. Die 
große Anstalt mit 
ihrer die Anohymi­
tät för4ernden 
Weitläufigkeit ist 
wahrscheinlich mit 
eine Ursache für 
die Spannungen zwi­
sehen Aufsichtsbe­
diensteten und In­
sassen. 

Dabei dürfte es 
doch klar auf der 
Hand liegen, daß 
die Initiative zum 
Abbau der Verhär­
tungen zwischen den 
beiden Gruppen von 
denjenigen ausge­
hen muß, die den 
besseren Oberblick 
und die Einsicht 
für die ~ituation 
der vom normalen 
Leben ahgeschnit­

Um aber das gemein­
same Ziel nicht zu 
verfehlen, sollte 
doch endlich einmal 
versucht werden 
- und zwar von bei­
den Seiten -, das 
Menschliche in den 
Vordergrund zu rük­
keh. Wer verg iht 
sich denn schonet­
was, wenn er sich 
auoh im ,.Knast 11 an• 
deren gegenüher so 

llil ............... _. benimmt, wie er 

tenen Insassen hahen soll teh. Die 
ßediensteten verlassen nach 
Dienstschluß das ungastliche 
Haus und kehren ins normale Le­
ben zurück. Sie können ihre Span­
nungen kompensieren, können ab­
schalten - die Insassen nicht. 

Auch wenn zuweilen der Eindruck 
erttsteht, daß einzelne Bedien­
stete ihre Spannungen und 
Aggressiöhen bei den ihnen an­
vertrauten Insassen austober, 

selbst gerne ange­
sprochen werden möchte? Warum 
muß denn im anderen Menschen im­
mer der "Feind" gesehen werden? 

Wenn ein jeder nur ein klein we­
nig mehr "Mensch" sein würde und 
seinen Status des Bediensteten 
auf der einen und des Insassen 
auf der anderen Seite mit etwas 
weniger Elan verteidigen würde, 
wäre es auch im "Knast" möglich, 
das zu sein, was jeder ist: ein 
Mensch. - ge -
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Der Strafvollzug liegt w1e eh und je 
im Argen. Er war und ist ein verkrüp­
pe 1 tes Stiefkind derer, die es gezeugt 
haben: Politiker, hochtrabend auch 
"Volksvertreter~~ genannt, und Stimm­
bürger aller Schattierungen. Wie es 
mit mißgebildeten Wesen und Erzeugnis­
sen zu geschehen pflegt, so verstecken 
auch der Staat bzw. seine Repräsentan­
ten den Krüppel ängstlich vor den Au­
gen der Öffentlichkeit. Angesichts 
der offenkundigen Mißstände und zahl­
losen unüberhörbaren Vorwürfe an die 
dafür Verantwortlichen, verhalten sich 
diese getreu dem Grundsatz: Nichts hö­
ren, nichts sehen, nichts sagen! Was 
die Verantwortlichen a 11 enfa 11 s hinter 
vorgehaltener Hand verstohlen flü­
stern, posaunen die Betroffenen immer 
wieder vergeblich in eine oft desin­
teressierte Öffentlichkeit, die das 
Klagelied nicht mehr hören will. 

Weniger bekannt- und darum Gegenstand 
unseres heutigen Berichtes - ist die 
Tatsache, daß Strafvollzug nicht gleich 
Strafvollzug ist. Zwischen Theorie und 
Praxis, oder anders ausgedrückt: zwi­
schen Gesetz und Wi rkl i chkei t, besteht 
eingestandenermaßen eine große Diskre­
panz. Aber auch im Vollzug der Frei ­
heitsstrafe innerhalb einzelner Ge­
fängnisse verschiedener Bundes 1 änder 
herrschen gewaltige Unterschiede. Wer 
sich einmal dief·1ühemachen würde, die 
Bundesrepublik und Westberlin im Hin­
blick auf den dortjeweils praktizier­
ten Strafvollzug und die unterschied­
, i chen echten oder auch nur vorge­
täuschten ResozialisierungsbemUhungen 
zu erforschen, wird zu seiner Überra­
schung schon ba 1 d fes ts te 11 en, daß 
nicht nur die Urteile der Gerichte, 
sondern auch die anschließende Durch­
führung der Bestrafung voller Wider­
sprüche stecken. 

Jedoch auch dieses Rätsel wollen wir 

heute nicht lösen. Es gibt nämlich 
noch einen weiteren unübersehbaren 
Mißstand im deutschen Strafvollzug, 
der überall im gesamten Geltungsbe­
reich unserer freiheitlich demokrati­
schen Grundordnung anzutreffen ist: 
Der Unters eh i ed zwi sehen Männer- und 
Frauenhaftanstalten. Wie fast überall 
in unserer Gesellschaft und Kultur, 
werden dieFrauenfo lgerichtig auch in 
der Haft stark benachteiligt und noch 
weniger "für voll genolllllen .. als ihre 
männlichen Leidensgenossen. Da dieser 
für viele Menschen selbstverständlich 
erscheinende Tatbestand in fast allen 
Lebensbereichen unserer Kultur und der 
von ihr seit Jahrtausenden geprägten 
Gesellschaft gang und gebe ist- trotz 
allen Geredes und Geschwafels von und 
über Emanzipation oder Gleichberechti­
gung der Geschlechter -, wundert sich 
kaum noch jemand darüber. Es würde sich 
dennoch 1 ahnen, ein wenig oder auch 
etwas mehr darüber nachzudenken. 

Es wäre völl i g verfeh 1 t, würde der Le­
ser meinen, bei diesen Zeilen handele 
es sich um eine neue Kampfschrift für 
die Gleichberechtigung der Frau . Es 
geht hier nur um nicht mehr, aberauch 
nicht weniger, als die Absicht, den 
Blick auf die miserablen Zustände und 
Verhältnisse im Frauenstrafvollzug zu 
1 enken, die gegenüber den Unzu 1 äng-
1 i chkeiten des Strafvo 11 zuges bei männ-
1 i chen Gefangenen irrmer wieder über­
sehen oder verschwiegen werden. 

Bereits die Art und Weise, wiemit Ge­
strauche 1 ten oder Gesetzesbrechern 
vor, während und nach der Haft umge­
gangen wird, straft den Anspruch und 
die Schutzbehauptung der Staatsmacht 
Lügen, ihre Rechtsordnung sei nicht 
auf Rache und Vergeltung, sondern auf 
Grundsätzen der Humanität und Menschen­
würde gegründet. Der Blick hinter die 
Mauern einer Frauenstrafanstalt zeigt 
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darüber hinaus eine unterschiedliehe 
Behandlung des Inhaftierten zu seinem 
Nachteil, sollteer das 'usätzlicheUn­
glück haben, eine Frau zu sein. Der 
Strafvollzug in seiner Gesamtheit liegt 
im Argen; die Frauen jedoch, die die 
Zuchtrute einer größtenteils von Män­
nern ausgedachten Bestrafung zu spüren 
bekommen, weil sie die ebenfalls fast 
ausschließlich von Männern aufgestell­
ten Regeln des ZusaOlllenlebens (sprich: 
Gesetze) übertreten haben, haben be­
sonders ruhlbar darunter ZU leiden. 

Sind es nicht von wenigen Ausnahmen 
abgesehen meist Männer, die in der 
Mehrzahl die "Rechtsprechung" wahr­
nehmen und d1e entsprechenden Gesetze 
für Strafrecht und Strafvollzug ver­
abschieden? Was würden die Männer wohl 
sagen, wenn in der Regel mehrheitlich 
Frauen über sie zu Gericht sitzen und 
die Nonnen für den Vollzug der Frei­
heitsstrafe festlegen würden? Das 
Echo darauf wärewirklich interessant. 

Wo haben oder wann hatten wir einmal 
einen weiblichen Justizminister? Nicht 
gleich auf Bundesebene- Gott bewahre . 
Nein, viel bescheidener: nur in einem 
kleinen Bundesland vielleicht? Der Ge­
danke allein ist schon verwegen, um 
nicht zu sagen frevelhaft, nicht wahr? 
Ein Mann als Leiter einer Frauenhaft­
anstalt erscheint uns nicht ungewöhn­
lich; eine Frau als Leiterin einer 
Männerstrafanstalt aber will uns nicht 
in unseren hervorragend einseitig pro­
grammierten 'Dickschädel'. Was eigent­
lich ist daran so undenkbar? 

Wir sind eben nicht bereit, Altherge­
brachtes in Frage zu stellen. Wir wagen 
es nicht, einmal die ausgetretenen 
Irrwege zu ver 1 assen und neue Land­
schaften zu erkunden. Unsere Argumen­
tation beschränkt sich auf: 11 Das war 
schließlich schon iiTiller so!" - "Das 
ist doch noch niemals so gewesen!" -
"Was sollen denn die Bürger denken!'' 

Auf dem Hintergrund dieser Oberlegungen 
ist eine auf dpa zurückgehende Presse­
meldung aufschlußreich, die wir der 
BERLINER MORGENPOST vom 26.3.77 ent­
nehmen und unter unserer Rubrik "Pres­
seme 1 dungen" abgedruckt haben. Dort 
ist von haarsträubenden Zuständen und 
Ungerechtigkeiten in den Justizvoll­
zugsanstalten für Frauen in Aichach 

und Neudeck die Rede, diebei Besuchen 
und Gesprächen von Vertretern des 
bayeri sehen Landesfrauenausschusses in 
diesen Anstalten festgestel lt wurden. 

Im November 1976 berichtete DIE ZEIT 
in einem Artikel, der die seelischen 
Torturen und Quälereien der in Lübeck­
Lauerhof inhaftierten Judy Andersen 
schilderte, von den in dieser JVA 
herrschenden Zuständen. Es heißt dort 
u .a.: " ... Daß Lübeck eine mitte la 1 ter­
liche Stadt ist, wirkt sich auf den 
dortigen Frauenstrafvollzug offenbar 
negativ aus .. . Blaues Kleid und weiße 
Schürze sind nicht der einz1ge Ana­
chronismus, dem Anstaltsleiter Greif 
huldigt. Für inhaftierte Frauen gibt 
es keinerlei Berufsausbildung. Im Frau­
entrakt wird gehäke 1 t, gekocht, werden 
Fäden in Wattetüten gezogen, werden die 
Gänge von Strafgefangenen auf den Knien 
ruts-hend gebohnert . Die Einzelzellen 
sind zwi sehen 6 und 8 qm groß. Einem 
deutschen Schäferhund empfiehlt der 
Tiersch •tzverein etwa doppelt soviel 
Zwingerraum .. . Wer sich der Anstalts­
ordnung fügt, die stumpfsinnige Arbeit 
gehorsam leistet, kann damit monatlich 
etwa zehn bis zwanzig Mark für den 
persönlichen Bedarf verdienen .... An­
zeige wegen Arbeitsverweigerung wurde 
gegen eine Gefangene erstattet, die 
abgelehnt hatte, Reklameblätter zu 
falzen, Fäden in Wattetüten zu ziehen. 
Ihr wurden zur Strafe tägl i eh sechs 
Mark abgezogen. Viermal mehr als sie 
pro Tag verdient hätte .. . " 

Auf solche Vorwürfe werden die Verant­
wortlichen natürlich mit protestieren­
dem Kopfschütteln reagieren. Aber sie 
decken sich mit Schilderungen von un­
mittelbar Betroffenen, die uns vorl ie­
gen und das Gesagte bestätigen. Es ist 
höchst unwahrscheinlich, daß sowohl 
Inhaftierte a 1 s auch neutra 1 e Beobach­
ter unabhängig voneinander und doch 
übereinstimmend böswi l lige Lügen ver­
breiten. 

Die Frage bleibt offen, wieviel Zeit 
weiterhin verstreichen wird, bis end-
1 i eh die Haftbedingungen der Frauen 
denen der Männer angeglichen und die 
ohnehin mangelhaften Arbeits-, Ausbil­
dungs- und Resozial isierungsmögl ich­
keiten eines Strafgefangenen auch den 
Inhaftierten weiblichen Geschlechts 
offenstehen werden. - dt -
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Betreff: • der 1 ichtbl ick' 
Nr. 4/77, Seite 19 

Die Stellungnahme und angebliche 
Richtigstellung der in Nr. 2/77 
veröffentlichtPn Bei träge über 
die Nebenanstalt Lichterfelde 
(Seite 4) und zum Thema "Klassen­
vollzug" (Seite 8) durch Herrn 
Professor Dr. Jürgen Baumann, 
Senator für Justiz. 

Da ich am 2 3. März 1977 in die 
Nebenanstalt Lichterfelde ver­
legt wurde, bin ich heute in der 
Lage, die beiden oben erwähnten 
Artikel zu bestätigen bzw. zu 
kritisieren. 

Den ersten Absatz der Stellung­
nahme von Senator Baumann zu dem 
Artikel über die Nebenanstalt 
Lichterfelde kann man nicht be­
streiten. Es entspricht der Wahr­
heit, daß eine Arbeitsgruppe ge­
bildet wurde, um einen Wohngrup­
penvollzug einzuleiten. Diese 
Gruppe ist am 3. April d.J. be­
endet worden, in der Hoffnung, 
daß die Pläne und Vorhaben von 
Seiten des Senats nicht wie Rauch 
im Winde verwehen, sondern auch 
Früchte tragen. 

Das im zweiten und dritten Absatz 
Gesagte ist immer noch ein Dorn 
im Auge der Insassen. Die Ein­
richtung von Schulmaßnahmen wird 
gegenwärtig noch geprüft. Das 
heißt auf gut deutsch: Da zu 
wenig Frauen in Lichterfelde un­
tergebracht sind - schließlich 
ist es ja nur eine Nebenstelle -, 
wird man unsere Forderung nach 
Schulmaßnahmen mit aller Wahr­
scheinlichkeit ablehnen. Begrün­
dung: Für so wenige Frauen ein 
zu großer finanzieller Aufwand! 

von Susanne Hauschildt 
JVA Lichterfelde 

Frage an den Senat: Wir Frauen 
werden ganz bestimmt nach dem 
P-inheitlichen Gesetzbuch verur­
teilt, erhalten also für Raub 
o.ä. ebenfalls wie die Herren 
der Schöpfung mindestens 5 Jahre 
Freiheitsstrafe. Im Zuge der 
Emanzipation können wir uns hier 
nicht beklagen: Wir werden verur­
teilt ohne Unterschied des Ge­
schlechL:. Wir werden ebenfalls 
in einem Halls mit Gittern vor 
den Fenstern untergebracht. Wir 
erhalten den gleichen Speise­
e tat, nach den. sich die Verwal­
tung zu richten hat. So weit, 
so gut. 

Die männlichen Straftäter haben 
aber die vorteilhafte Möglich­
keit, einen Beruf mit dreijäh­
riger Ausbildung und abschlies­
sender Prüfung vor der Hand­
werkskammer Berlin zu erlernen. 
Es gibt allein in Tegel, von 
den anderen Haftanstalten für 
Männer ganz abgesehen, eine Pa­
lette von mindestens neun Aus­
bildungsberufen und drei Kurz­
lehrgängen . 

Na, wie schön - allerdings nur 
für unsere Kollegen. Was wir 
haben? Also, um ehrlich zu sein, 
unser reformfreudiger Senator 
hatte uns zwar zwei Lehrbetriebe 
zugesagt, nurleider wird nichts 
daraus! Auf den ersten, eine 
Schneiderlehrwerkstatt, mußten 
wir erst einmal fast ein Jahr 
warten und wurden immer wieder 
vertröstet. Schließlich hat man 
ja gerade an diesen Orten Zeit 
zum Warten. Nach der Devise: 
"Kommt Jahr, kommt Rat!" Man muß 
zuerst einmal der Bevölkerung 
Sand in die Augen streuen, damit 
sie sieht, wie gut es sich doch 
hinter Gittern leben läßt. 
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Komisch, dachten wir doch alle, 
aus dem Märchenalter wäre man mit 
10 Jahren herausgewachsen. Nun, 
wie dem auch sei, man versprach 
uns immer wieder die Schneider­
lehre, nur bis heute hat sich in 
dieser Beziehung leider nichts 
getan! 

Ferner sagte man uns einen Fri­
seurlehrbetrieb zu. Anfang März 
wurde auf der Station 2 in der 
Lehrter Straße auch fleißig ein 
Raum umgebaut . Waschbecken, Fri­
siertische und Spiegel standen 
schon seit Weihnachten bereit. 

11 Endlich! 11 -dachten wir, wurden 
aber wieder einmal an der Nase 
herumgeführt, als man uns sagte, 
daß es kein Lehrbetrieb wird, 
sondern lediglich eine Frisier­
stube, in der wir uns gegensei­
tig die Haare verunstalten kön­
nen. Ist ja nicht so schlimm; es 
werden sich schon einige Frauen, 
die nicht so sehr an ihrer Haar­
pracht hängen, als Modellversu­
che zur Verfügung stellen. Be­
kanntlich ist ja noch kein Mei­
ster vorn Himmel gefallen. Von 
den ersten Resultaten werden 
Bilder gernacht, als Silvester­
scherz. Die einzigen, die das 
Ganze nicht lustig finden, sind 
wir Frauen . 

Warum werden solche Unterschiede 
gemacht? Sind wir wirklich nur 
Inhaftierte zweiter Klasse, oder 
sind wir für den Senat überhaupt 
noch vorhanden? Was will man wäh­
rend der Haftzeit aus uns machen? 
Was will der Senat bei uns Frauen 
rni t seinem 11 Resozialisierungs­
programm" erreichen? Uns in die 
Fabrik entlassen, Tortendeckehen 
falzen, Bärehen basteln oder 
Gummireifen beschnipseln??? 

Wir möchten Gleichberechtigung 
für uns. Wir wollen auch eine 
Lehre absolvieren und den Schul­
abschluß machen können und evtl. 
sogar studieren. Warum ist das 
beim männlichen Geschlecht im 
Strafvollzug möglich, aber nicht 
bei uns Frauen?! Auch wir haben 
ein Anrecht auf Ausbildung und 
We i terbildung, denn auch wir 

müssen später "unseren Mann ste­
hen 11

, sehr viele von uns ohne 
Männer! 

Und wir richten an Herrn Profes ­
sor Baumann nochmals die Bitte, 
uns nicht weiter mit Versprechun­
gen hinzuhalten , sondern uns die 
gleichen Re s ozialisierungsmög­
lichkeiten anzubieten wie unse­
ren männlichen Kollegen, nur 
bitte v o r 1980! 

Aber kommen wir nun noch zum Ar­
tikel "Klassenvollzug". 

Es ist vollkommen richtig, daß 
Tatgenossen getrennt gehalten 
werden müssen, was ja auch bei 
Frau Burger der Fall war, aller­
dings nur in der ersten Zeit, 
wenigstens solange sie sich auf 
der Station 3 befand. Dort er­
hielt Frau Burger keiner lei Ver­
günstigungen , sie nahm mit einer 
Gruppe ~ron der Abt. 2 am Fernsehen 
und Tischtennis teil- zwei- bis 
dreimal pro Woche für drei Stun­
den. Ansonsten war auch sie den 
ganzen Tag über, wie alle nor­
malen Untersuchungsgefangenen, 
unter Verschluß. 

Nur: Frau Burger wurde nochmals 
verlegt, auf eine Abteilung, auf 
der man den Wohngruppenvollzug 
praktiziert: a uf die Station 4 . 
Auf dieser Abteilung genoß sie 
sämtliche Freiheiten, die den 
dortigen Strafgefangenen zukom­
men, nämlich jeden Tag Aufschluß 
sowie jeden Tag Fernsehen und 
Tischte nn i s. Und genau an dieser 
Stelle hätte sich Prof. Baumann 
davon überz eugen müssen , ob Frau 
Burger wirkli c h nicht mehr Ver­
günstigungen zuteil werden als 
normalen U-Gefangenen. Es geht 
dabei nicht um die anderen Stra­
fer, die auf die s er Abteilung 
untergebracht sind , sondern um 
normale Untersuchungsgefangene, 
denen diese Möglichkeiten nicht 
offenstehen. 

Wir haben uns nicht über die In­
sassinnen der Abteilung 4 aufge­
regt, sondern darüber, daß Frau 
Burger immer noch U- Gefangene ist 
und viele Sonderrechte besitzt! 
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Frau Nickel, die Tatgenossin, hat 
einen todkranken Enkel, den sie 
recht gerne noch einmal sehen 
mö chte. Sie hatte einen Antrag 
auf Ausführung ins Krankenhaus 
gestellt - er wurde ihr abge­
lehnt! 

Ei n gut frisierter Kopf ist 
schließlich viel wichtiger als 
ein todkrankes Enkelkind, das 
man vielleicht nach der Entlas-

sung n5 !ht mehr sehen kann . Nur: 
Frau Nickel ist eben nicht Frau 
Burger! Mein Rat : Sich einen an­
deren Namen zulegen . 

0 arme Justitia, nimm endlic h 
Deine Binde von den Augen und 
laufe nicht we i t erhin dermaßen 
blind in der We ltgeschichte um­
her! 

Su sanne Hauschildt 

DI1E 1HAlfli1E D1EG•1HIImi~~1Elö 
fn ·o URCHBLICK'- Frankfurt-Preungesheim, 
~ ~ erste Frauen-Gefangenen-Zeitung in der B R D . 

... . .. und es gibt ihn doch: den 

DURCHBLICK! 

Nach einigen Wehen, in Gestalt 
einer sog. "Null-Nummer", hat es 
das Team der Frauenstrafanstalt 
Frankfurt-Preungesheim erreicht 
und konnte sich des ersten Ab­
legers ' entleiben'. 

Der DURCHBLICK will sechsmal im 
Jahr erscheinen und wird, wie 
leider so viele andere Gefange­
nen-Zeitungen auch, zensiert, 
was aber die erstrebte Natür­
lichkeit des Blattes nicht be­
einträchtigt . Zwar sind aus der 
lückenhaften Geschichte der di­
versen Haus- und Wochenpostillen 
zuweilen auch Initiati ven aus 
weiblicher Hand hervorgegangen, 
aber der echte Durchbruch konnte 
bishe.r nicht erreicht werden. 
Hier ist unserer ·Meinung nach 
der Ansatzpunkt zum Fußfassen. 

Nicht allein das Prädikat des 
bekanntermaßen als "liberal" 
geltenden Frauenvollzuges in 
Preungesheim ist es, was diesem 
Neuankömmling sein Daseinsrecht 
verbürgt . Vielmehr ist es jener 
Faktor, welcher in der Bewußt­
werdung "der anderen Hälfte des 
Himmels" (Mao), der Frau, zu 

finden ist und sich auch nicht 
durch Haftmauern eliminieren 
läßt. Es ist eine Tatsache, daß 
Frauen, eben weil sie "nun mal" 
Frauen sind , gerade im Vollzug 
Diskriminierung.en ganz speziel­
ler, wenn nicht gar menschen­
unwürdigster Art erleiden müs­
sen. 

Aber hier Einzelheiten anzufüh­
ren, würde den Sinn dieses "Gruß­
wortes" verfehlen und evtl . den 
Eindruck erwecken, daß die per­
manente Repress ion gegenüber Ge­
fangenen jeglichen Geschlechts 
in unserem La nde etwas Ungewöhn ­
liches sei. 

Es bleibt zu hoffen, daß genügend 
Resonanz im eigenen Haus diese m 
vierköpfigen Team die Energien 
spendet, die es braucht, um den 
Weg nach draußen und in die an­
deren JVA's z u finden . 

Fazit: Wi r 
BLICK ! 

' ( 
. \ 

brauchen den DURCH­
- mb -
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EINE BETRACHTUNG ZUM •TAG DER ARBEIT• 
.......................................................... ~ ................. ~ 

OerErstel~ai wird als "TagderArbeit" 
begangen. Der 1889 auf dem internati­
onalen Arbeiterkongreß in Paris be­
schlossene Kampf- und Feiertag der 
Werktätigen soll die Einheit und Ge­
schlossenheit der Arbeiterklasse - die 
ja die Stütze des Staates ist - demon­
strieren und den Kampf der Arbeiter 
um bessere Bedingungen verständlich 
nacn außen tragen. 

Kampf der Arbeiter: das erinnert an 
Feudalherrschaft, an 8ismarck und die 
Sozi a 1 istengesetze, an Revo 1 ut i on, 
Barrikaden, Ferdinand Lassalle und 
Kar1 t~arx. Doch heute wird der Erste 
Mai, tradi ti one 11 es Re 1 i kt 1 ängst ver­
gangener Zeiten, mit Kundgebungen ge­
feiert, auf denen einige Gewerkschafts­
führer sieh für ein paar Prozent Lohn­
erhöhung stark machen und im Grunde 
genorrmen doch nur irrmer wieder betonen, 
wie gut es doch heute zumindest dem 
deutschen Arbeiter geht. 

Trotz künstl i eh genährter Rezession 
und anhaltender Arbeitslosigkeit -
über die einige gar nicht einmal so 
traurig sind - geht es dem deutschen 
Arbeiter relativ gut: er ist in er­
kläglichem Maß sozial gesichert, hat 
sein Brot auf dem Tisch und ist seinen 
Kollegen des vergangenen Jahrhunderts 
gegenüber so gut gestellt, wie die es 
sich nur haben träumen können, denn 
Sklaven- und Zwangsarbeit sind abge­
schafft in unserem Staate. 

Wirklich abgeschafft? 

Es gibt einige zehntausend Arbeiter, 
die auch heute noch a 1 s s taa tse i gene 
"Sk1aven 11 vermarktet und zu unbezahl­
ter Zwangsarbeit herangezogen werden: 
die Insassen bundesdeutscher Straf­
anstalten. 

Was hat sich in diesemSinne seit Ein­
führung der Freiheitsstrafe an der 
Wende zum 17. Jahrhundert geändert? 
Sinn der Freiheitsstrafe war es damals, 
die ungenützte Arbeitskraft der Gefan­
genen in einer Zeit des Arbeitskräfte­
mange 1 s auszunutzen. In Preußen wurden 
die Gefangenen im 17. und 18. Jahrhun­
dert vor allem im Textilgewerbe be­
schäftigt. In fast allen Zwangsanstal­
ten wurde Wo 11 e gekänrnt, gespu 1t und 
gesponnen. Dem preußischen Staat war 
die Arbeitskraft der Gefangenen so 
wichtig, daß z.B. eine Bestimmung des 
Zuchthauses Küstrin von 1750 besagte: 
"Wenn Zöglinge wegen ihres begangenen 
Verbrechens gezüchtigt werden sollen, 
muß so 1 eh es moderat geschehen, damit 
sie nicht zum Spinnen untüchtig ge­
macht werden." Oie Mißhandlung der Ge­
fangenen fand a 1 so nur dort ihre Gren­
ze, wo die AusnUtzung der Arbeitskraft 
durch zu grausame Behandlung litt. 

Mit der Industrialisierung verlor die 
Gefangenenarbeit ihren bisherigen öko­
nomischen Sinn, da es auf dem freien 
Arbeitsmarkt billigere und vor allem 
beweglichere Arbeitskräfte gab. Mit 
dem Ausscheiden der Gefangenen aus dem 
direkten Verwertungsinteresse blieb 
die Gefangenenarbeit auf vorindustri-
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ellem Entwicklungssta nd , das Gefäng ­
nisvJesen insgesamt nahm an der Ent­
wicklung zurmodernen Industrie3esell ­
schaft nicht mehr teil . 

Oie ökonomisch sinnlos gewordene Ge­
f angenenarbeit wurde dennoch in ih rer 
<11 ten Form beibehalten - als das ge­
eignete Mittel , die Gefangenschaft ab­
... chreckend und quäl end zu gesta 1 ten. 
Die Zuchthausstrafe wurde 1851 im 
Preußi schen Strafgesetzbuch als Frei ­
heitsentzug mit Zwangsarbeit defini ert 
und erst 1969 trennte sich der Staat 
Bundesrepub li k - gegen einen großen 
~·:iderstand der "Abschreckungsapostel" 
- von dieser schmac hvollen Bestrafung. 

. :;~:-~:;:::::;:;:;:;:::;:;:;:;:;:;:;:::::;:;:;:;:;:;:;:;:;:::;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:::::::::;:;:;:;:;::::::::::g~;~ 
"Jeder Scräfl ing ist den Befeh - :;;::;; 
len des Direktors und allen :;:;:;; 

. . . übrigen Ober- und Unterbeamten :;:;::: 
· · · unbedingt Gehorsam und Ehrerbie- ::}~ 

·.·.·. cung schuldig . " :::_:::.;_::::.:~.::·:: 

\!_1 .•..• ~=;iF.t:~=:~7}:.:~fJ{~:· :~~ ········~.:·· ··· 
...... vor die Genehmigung eines Beam-

:;:;:; ten erhalten zu haben . " ~::_~::_~::_~::_~::_~::. ~:f. (§§ 59 , 61 des Rawiczer Regle-
:;:;:;. ments von 1835/3 7) 

=?i:":::::::::::~::::::::::::::::.::::::::::::::::::;:;:::;:::::;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:::::;:;:;:;:;::::;;:~;.: 
Die Einführung moderner Produktions­
methoden wurde bewußtverhindert, weil 
.nan fürchtete, daß sie den Zwangs­
cha rakter de r Anstalten sprengen wür­
den. Alle Dampfmaschi nen wurden aus 
dem Strafvoll zug entfernt, denn der 
Dezernent für den Strafvollzug im 
preußischen Innenministerium erklärte 
sieh 1896 vor dem Abgeordnetenhaus be­
reit , auch den Strom von Hand erzeugen 
zu 1 assen und forderte: "A 11 es, was an 
Kraft verwendet wird, muß durch Hand­
leistungen der Gefangenen hergestellt 
werden . " 

Gegenüber der öffentl ichkeit wurde der 
SinnderGefa ngenenarbeit in der Mitte 
des vergangenen Jahrhunderts mit der 
t-.:otwendigkeit der Kostendeckung be­
gründet. Oie preußischen Statistiken 
aber zeigen, daßdie Einnahmen aus der 
Gefangenenarbeit allenfalls ein Drit­
tel der Kosten deckten. 

Oie ökonomische Rechtfertigung der Ge­
fangenenarbeit versch leierte ihre ei -

gentlicr : Funktion innerhalb der Straf­
anstalten; sie diente dazu, den ange­
wandten Zwang als ökonomisch notwen­
digen und damit als unaufhebbaren zu 
legitimieren . Gefangenenarbe it , die 
quälen und abschrecken sollte , mußte 
in der Form der allgemein üblichen 
Arbeit eingerichtet sein, auch wenn 
diese Formunökonomisch und unrationell 
war. Offensichtliche Quäla rbei t en, wie 
etwa das sinnlose Schleppen von Stei­
nen, wären von einer liberaleren Öf­
fentlichkeit nicht mehr hingenoll1llen 
worden. Dagegen \<JUrde es von ihr ge­
billigtundals selbstverständlich an­
gesehen, daß Gefangenena rbeit nicht 
bezahlt wird . 

uaran hat sich bis zum heutigen Tage 
nichts geändert. Nach wie vor werden 
Gefangene für ihre geleistete Arbeit 
nicht bezahlt. Zwar geht das Straf­
vollzug sgesetz im§ 43 davon aus, daß 
der arbeitende Gefangene ein Arbeits­
entgelt erhält. Der Anspruch darauf 
ergibt sich aus dem Grundsatz, daß der 
Vollzug der Freiheitsstrafe keine wei ­
teren Einschränkungen für den Gefange­
nen mit sich bringen soll als zur Er­
reichung des Vollzugsziels unbedingt 
nötig ist. Zugleich aber soll das Ar­
beitsentgelt der Eingliederung des 
Gefangenen dienen und ihmermöglichen , 
zum Lebensunterha 1 t seinerAngehörigen 
bei zutragen, Schaden aus SeinerStraf­
tat wieder gut zu machen und Erspar­
nisse für den Obergang in da s normale 
Leben zurückzulegen. 

So weit, so gut: aber obwohl sich die 
Arbeitsverhältni sse und -zeiten in den 
Anstalten an den vereinbarten tari f ­
liehen Absprachen der freien Gewerbe­
zweige orientieren, wird der vom Ge­
setzgeber geforderten Angl eichung an 
die Verhältnisse "draußen" nicht Rech­
nung getragen . Bei einer durchsehn i tt-
1 ichen Arbeitsentlohnung von ca. 100 
DM im Monat kann kein Gefangener 
Rücklagen für die Entlassung ansparen, 
noch seine Fami 1 ie unterstützen, ge ­
schwei ge denn Schulden abtragen. 

Es besteht Arbeitspflicht für deutsche 
Strafgefangene, sie werden zu Zwangs­
arbeiten herangezogen und der Erlös 
fließt in die Staatskasse. Der Woh 1-
fah r tsstaat Bundesrepublik hält sich 
ein Heer von Zwangsarbeitern, die je­
der Arbeitsgerichtsbarkeit entzogen 
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sind, weil sie sich in einem "besonde­
ren Gewaltverhältnis" befinden . 

Seit vielen Jahren nun geistert das 
Gespenst der "Reformen im Strafvollzug" 
durch Presse und ei nsch 1 ägi ge Pub 1 i ka­
tionen . Auch das Strafvollzugsgesetz 
vermochte bisher diesem Spuk kein En­
de zu bereiten und reale Verhältnisse 
zu schaffen. Angleichung an die Ver­
hältnisse "draußen" fordert das Straf­
voll zugsgesetz auch im Bereich der 
Arbeit . Dazugehört natürlich auch ei­
ne gerechte Bezahlung für geleistete 
Arbeit. Zwar entbietet das jetzige 
Ent 1 ohnungssystem dem Gefangenen ein 
spärliches- und darum beschämendes­
Entgelt für seine Arbeit, doch von 
einer leistungsgerechten Bezahlung 
kann hier keine Rede sein. 

Auch in den heutigen Gefängnissen hat 
die Zwangsarbeit ihren Straf- und Süh­
necharakter nicht verloren: Arbeits­
pflicht ja, Bezahlung nein. Und die 
sozialen Sicherheiten, eine Selbstver­
ständlichkeit für jeden "freien" Ar­
beiter, liegen für die staatseigenen 
immer noch in weiter Ferne. 

!l1~\\~:::::::;~;::::~~;:~;:~::::~:~~==~~=~:=~=:~~=~=~rttf!1i 
:;:;:;: gen der Vollzugsbediensteten zu;:;:;:; 
:;:;:;: befolgen, auch wenn er sich durch;}:; 
:;:;:;: sie beschwert fühlt. Einen ihm ;:;:::; 
}~;~ zugewiesenen Bereich darf er :)~; 
{} nicht ohne Erlaubnis verlassen." ~~~) 
::::::: ( § 82 II StVollzG, vom 1.1.1977) ::::::: 

!! \ C:: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~: ~::: ~: ~::: ~::::::::::::: ::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::: ilil!!! 
Selbstverständlich existiert auch der 
Begriff "Streik" nicht im Vokabular 
eines Strafgefangenen. Die einzige 
Waffe im Kampf gegen Ungerechtigkeit 
und Ausbeutung des Arbeiters ist den 
Arbeitern in den· Gefängnisbetrieben 
von vornherein aus der Hand genommen, 
denn Streik ist imGefängnisgleichbe­
deutend mit Meuterei und Aufruhr. Das 
aber sind Straftatbestände. 

Wie können die Arbeiter in den Gefäng­
nissen ihren berechtigten Forderungen 
Nachdruck verleihen? Gar nicht, denn 
jeder Ansatz zur Verbesserung ihres 
Status würde im Keime erstickt \<Jerden, 
mit Gewaltanwendung und Zwangsmaßnah­
men der Gefängnisbehörden. Somit sind 
sie der Willkür ihres "Arbeitgebers", 

cf s Staates nämlich, praktischschutz-
1 os ausge 1 iefert. We 1 eher Gefangene 
hatte denn schon ein Mitspracherecht 
bei der Ausarbeitung eines Entwurfs 
zum Strafvollzugsgesetz?! 

"Gefeiert" wird der Erste Mai, der 
"Tag der Arbeit", auch in bundesdeut­
schen Strafanstalten. Nur wird hier 
zur Farce, was dem Arbeiter "draußen" 
legitimes Recht ist: zu demonstrieren, 
daß er nicht rechtlos ist. 

So soll am "Tag der Arbeit" daran er­
; nnert werden, daß es immer noch Ar­
beiter gibt, denen es ni"cht besser er­
geht a 1 s ihren rechtlosen und ausge­
beuteten Vorfahren vergangener Jahr­
hunderte; daß es immer noch Arbeiter 
gibt, die weder ein Recht auf bezahl­
ten Urlaub, auf Krankenversicherung, 
auf Rentenversicherung, auf bezah 1 te 
Feiertage haben, ja, die nicht einmal 
für ihre geleistete Arbeit bezahlt wer­
den; denen aber- welchein Hohn -das 
Recht auf Arbeit eingeräumt wurde, zu 
dessen Inanspruchnahme - we 1 eh Schi zo­
phrenie - sie gezwungen werden. 

(Einzelne Passagen über Preußischen 
Strafvo 11 zug entnahmenwir derVierte 1-
jahresschrift "Kritische Justiz" 3/74, 
Seite 237 ff.) - ge -

Eingebildete Gleichheit - das erste 
Mittel die Ungleichheit zu zeigen! 
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Ra in er L. Rappenecker, Bewährungsh lfer am Landgericht, Ober die 
Praxis der StrafvoHstreckungskammern. 

A 1 s Bewährungshe 1 fer hat IUn etwas 
größere Erfahrungen, was 4-ie Praxis 
der Strafvoll streckungskiSlern bei 
Entscheidungen über bedingte Entlas­
sungen angeht, da man ja Probanden aus 
allen Teilen des Bundesgebietes be­
koiTillt und somitauch mit verschiedenen 
Strafvoll streckungskarrmern zu tun hat. 

Wir haben zwei am Ort, da in unserem 
Landgerichtsbezirk eine große JVA 
liegt. Von unseren beiden StVK's (der 
kleinen und der großen} kann ich ei­
gentlich sagen, daß die Entlassungs­
praxis doch besser und gerechter ge­
worden ist, seitdem diese KalTillern 
existieren. Von ehemaligen Gefangenen 
wird mir bestätigt, daß einerseits 
heute Bewährungsentlassungen in größe­
rem Umfang erfo 1 gen a 1 s dies früher 
der Fall war, andererseits aber auch 
weniger auf das "Vorleben" geachtet 
wird als vielmehr auf die Fortschrit­
te. die ein Bestrafter während der 
Haftzeit gemacht hat. 

Dennoch muß man feststellen, daß die 
ErHartungen, die man an die Einfüh­
rung der StVK's geknüpft hat, in man­
chen Gebieten bei weitem nicht erfüllt 
worden sind. Man hatte bereits seit 
Bestehen des neuen Jugendgeri chtsge­
setzes rei chha 1 ti ge Erfahrungen im Um­
gang mit den sog. "Vollstreckungslei­
tern", den Jugendrichtern bei den Ge­
richten am Ort einer Jugendvo 11 zugs­
anstalt. Denn im Jugendstrafrecht gab 
es diese Einrichtung ja, schon 1 ange. 
Hier wird der Wert auf den erzieheri­
schen Fortschritt gelegt, den ein Ju­
gendlicher im Vollzug gemacht hat. Das 
war ja auch der Grund , warum der Ge­
setzgeber die bewährte Einrichtung 
eines Vollstreckungsgerichtes im Be­
reich des Jugendstrafrechts auch für 
das allgemeine Strafrecht übernommen 
hat. 

Wo 1 iegt nun aber der entscheidende 

Unterschied in der Praxis, der zu dem 
kritischen Kommentar im 1 1ichtblicl< • 
4/ 77 geführt hat? Vielleicht vorder­
gründig darin, daß Richter bei erwach­
senen Straftätern nicht mehr an die 
"Erziehbarkeit" glauben, daß sie also 
davon ausgehen, daß sich ein Erwachse­
ner eben nicht mehr ändert, so wie man 
das von einem Jugendlichen oder auch 
noch Heranwachsenden erwarten kann? 
Oder aber liegt es daran, daß die 
Richter absolut überhaupt kein Ver­
trauen in die Wirksamkeit des deut­
schen Strafvollzuges haben. 

Im 1 etzteren Fa 11 sollten sieh doch 
nun einmal die Leiter aller Vollzugs­
anstalten zusammentun und auch im In­
teresse der mühevollen Arbeit all ih­
rer Vo 11 zugsbediensteten in der Offent­
l i chkeit "auf die Barrikaden" gehen. 
Eine Strafvollstreckungskammer, die 
eine bedingte Entlassung ablehnt, weil 
siedavonausgeht, daß der Verurteilte 
"durch sein Vorleben" gezeigt habe, 
daß bei ihm auch nach vielen Jahren 
iiTiller noch nicht "verantwortet werden 
kann zu erproben ..... , und ebenso eine 
Staatsanwaltschaft, die aus denselben 
Gründen einer bereits ausgesprochenen 
Entlassung widerspricht bzw. diese 
schon vorher durch ihre Stellungnahme 
verhindert, bekunden damit doch ein­
deutig, daß sie dem deutschen Straf­
vo 11 zug ab so 1 ut nichts zutrauen. Ja, 
sie fällen gewissermaßen ein vernich­
tendes Urtei 1 für tau sende und abertau­
sende von Vo 11 zugsbediensteten a 11 er 
Art (Aufsichtsbeamte) Ärzte, Psycho­
logen, Sozialarbeiter, Lehrer etc.) 
bezüglich der Wirksamkeit ihrer Bemü­
hungen um den straffällig gewordenen 
Menschen. Wozu, so fragt man sieh, gibt 
dann der Staat so viel Geld für einen 
behandelnden Strafvollzug aus? Wozu 
wird von allen Seiten iiTillermehr darauf 
gedrängt,daßdie Behandlung noch ver­
bessert und erweitert werden müsse, 
wenn hinterher "alles fürdie Katz"ist? 
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Nach Meinung der StVK' s, die so ent­
scheiden und begründen, befindet sich 
ein Bestrafter nach 5, 10 oder mehr 
Jahren im Vollzug doch noch haargenau 
an derselben Stelle, an der er auch 
schon vor der Strafvo 11 streckung stand. 
Das ist eine erschütternde Logik: das 
Vorleben war mies, also ist der Mensch 
m.ies, also bleibt er auch mies, also 
kann er nicht entlassen werden! Ieh 
bin deshalb der Auffassung, daß Voll­
zugsleiter. insbesondere in den Fällen, 
in denen eine bedingte Entlassungtrotz 
positiver Stellungnahme der Anstalt 
nur. aus Gründen abgelehnt wird, die 
sich aus dem kriminellen Vorleben ei­
nes Verurteilten ergeben, den Betrof­
fenen aus ihrer Ar.sta 1 t dringend raten 
sollten, so(ortige Beschwerde einzule­
gen, .und daß sie alsdann in der näch­
sten Instanz ihrerseits den Betroffenen 
mit einer erweiterten und verstärkten 
positiven Begutachtung unterstützen 
sollten, um deutlich zu machen, daß 
hier Fachleute am Werk sind, die einen 
Menschen, den sie aus eigenem Erleben 
über Jahre hinweg kennen, besser be­
urteilen und mit einer Sozialprognose 
versehen können, als dieses den Staats­
anwälten und Richtern am Grünen Tisch 
möglich ist. 

Die Angehörigen der verschiedenen Fach­
disziplinen in den JVA's können es m.E. 
doch nicht hinnehmen, daß Nichtfachleu­
te, nurweil sie Juristen sind und ein­
fach immer recht haben, qualifizierte 
Begutachtungen einfach vom Tisch fegen, 
mit dem Hinweis auf ein miserables 
"Vorleben". Einekriminelle Vergangen­
heit mag nachwirken, mag sich auch auf 
das weitere Leben eines Menschen aus­
wirken, mag schwer zu behandeln sein, 
mag ein Risiko darstellen für das wei­
tere Leben in Freiheit. Aberdas alles 
wußte doch der Gesetzgeber, a 1 s er die 
Entlassungsbestimmungen im StGB geän­
dert hat, so daß nicht mehr von der 
"Erwartung" dieRede ist, daßeiner ein 
straffreies Leben führenwird, sondern 
lediglich von der .. Erprobung". Undge­
rade dieses 11 Erproben 11 besagt ja schon, 
daß es nie risikofrei sein kann. Wer 
nicht daran glaubt, daß der Vollzug 
Menschen ändern kann, der so 11 te konse­
quenterweise dann auch nie mehr einen 
? traffälligen in diesen Vo 11 zug sch i k­
ken. Denn dann gäbe es neben der 1 ebens-
1 angen Verwahrung doch nur eine Alter­
native: die Todesstrafe! 

Wenn man aber an die Beeinflußbarkeit 
des menschl 1chen Charakters und an die 
Veränderbarkeit von Verhaltensweisen 
g 1 aubt, dann muß man doch dem Vo 11 zug, 
mag er noch so unzulänglich sein, eine 
gewisse Wirkung zugestehen, die er auf 
den Gefangenen ausübt. Nach vielen Jah­
ren hat man nicht mehr denselben Men­
schen vor sich, wie eben zur Zeit der 
Straftat, folglich kann das "Vorleben" 
nur noch eine untergeordnete Rolle 
spielen. Die straffreien Jahre im Voll­
zug gehören ja letztlich im Zeitpunkt 
der Entscheidung über die hedingte 
Entlassung auch schon zum "Vorleben". 
Und das sollte zumindest mitzählen. 

Hier erweist es sich einmal mehr als 
notwendig, daß mehr Psycho 1 ogen und 
Sozialarbeiter in den Vo 11 zug gehören, 
um behandelnd und verhaltenstherapeu­
tisch zu wirken. Insoweit ha 1 te i eh 
auch eine Staa tsanwa 1 tschaft schon von 
ihrer gesetzlichen Aufgabenstellung 
der Strafverfolgung her für denkbar 
ungeei gne~ , im Fa 11 e derbedingten Ent-
1 assung überhaupt befragt zu werden. 

Ihr Metier ist es, Straftatbestände 
aufzuklären und Täter zu enni tte 1 n, um 
sie anzuklagen und fur sie Bestrafung 
zu fordern. 

Aus dieser Motivation heraus sind 
Staatsanwälte gar nicht in der Lage, 
sieh für die Frei 1 assung auszusprechen, 
abgesehen von der völlig fehlenden 
fachlichen Qualifikation im Bereich 
der Sozial- und Verhal tenswissenschaf­
ten und der Psychologie oder Medizin. 
Und da in den Strafvollstreckungskam­
mern ebenfalls nur Juristen sitzen, 
bleibt ihnen gar keine andere Wahl, 
als sich auf das Urteil der Fachleute 
aus dem Vollzug zu verlassen, die ei­
nen Menschen und seine En twi c k 1 ung 
kennen, mi tverfo 1 gt haben und beurtei­
len können, ob 11 erprobt werden kann 11

• 

Die Vollzugsanstalten mit ihrer aner­
kannt schwierigen Arbeit sollten sich 
nicht die Butter vom Brot nehmen las­
sen durch sol eh fadenscheinige Ver­
weisungen auf ein kriminelles 11 Vorle­
ben". Vielmehr sollten sie den Wert 
ihrer Arbeit im Laufe von vielen Jah­
ren Freiheitsstrafe herausstellen, 
sonst sind sie wirklich nur das, was 
manche Bürger von ihnen behaupten: 
reine Verwahranstalten. 
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Be-tl!.e66: Beh..i.ndvu.m.g von Re.oouaLL&ie­
'U..utg~.>bemühu.ngen duJtc.h einzelne VoU­
zu.g~.>an6ta..Uen. 

Bezug: LeitaJr..:t.ik.el du 1 1 i chtb 1 i ck', 
He6.t 3/77, "1 n eigene.tt Sac.he". 

Anlaß mune.o heutigen Sc.lvtuben-6 iJ.>.t 
de.tt Atc;U.k.el, den Sie u.n.te.tt de.tt übe.tt­
.6 c.JvU. 6-t "1 n eig ene.Jt Sac.he." in 1 MVL 
Au.J.>gabe. Nlt. 3/1911 au.6 Se.Ue 1 und 2 
he.ttau.~.>ge.bJta.c.h;t haben. M-U gJtoßeJt Au6-
meJtlMamk.e.ä habe. ic.h zWl. Kenntn.i..o ge­
nommen, da.ßw<A o60enba.Jt rU.c.ht die un­
z.<..ge.n ~.>ittd, die mit fuen Pu.bUk.a.lio­
ne.rz. "Sic.hVt.he.ä u.n.d 01tdnung", name.rz-t­
.Uc.h J.>ÜdUc.h deJt Main- LirU.e. , ge.6älvtde.n. 
Sie. -te-i.l.e.n viei..mehlt mit wu dM g.tuc.he 
Sc.h..i.c.k.J.>a..t. Wilt haben a.Ue.ttdittg~.> biJ.>he.tt 
nUll. ve.tte.inze.t-t in S-t:Jta.ubing und Ka.i-6-
heim Anha..t-tevVL6iigu.ngen Vt.te.b-t, die. 
dann au.6gJtUnd u.n6 Vtelt 1 nteJtverzt:io n 
.6c.htte.U wiedeJtJtiic.k.gä.n.g.(.g ge.mac.ht WOJt­
de.n .6ind. Nun ha-t a.Ue.Jtdirtg.6 de.Jt Le.äe.tt 
de.Jt JVA Sa.a.Jtbltiic.k.en, L.td. Re.gie.JtUng~.>­
eüJte.k.-tolt VJt. Buhlt, den in oeinem Hau.~.> 
e.in6Uzende.n Ge6a.ngene.n ~.>ä.rn.teic.hen 
Bltie.6ve.ttk.e.lvt rnd. UY1.6 u.n.te.Mag:t. Vie.o 
ge.oc.hah en b.toc. u.n.d e.tt6aß:te. voMoJtglic.h 
au.c.h gluc.h einen U-Ge0a.nge.ne.n mi-t . 1 c.h 
w<U. nic.h-t .6agenl daß wiJt iibVL diue.o 
VoJtplte.o c.hen du Sa.a.Jtbltiic.keJt Al1.6~ -
te..Lte.M g.tiic.llic.h oind - diu eJt He.M 
ma.c.h-t UM viet Altbe.ä und J.>:tell:t ja 
au.c.h ein TJtau.VL6piet an .6ic.h da.Jt - 1 

abeJt wilL haben die Voltgänge von Sa.a.Jt­
bltiic.k.e.n zum Artlaß genommen, nu.nme.hJt au.6 
eine.lt K.täJtu.ng de.lt ganzen Sac.he. zu. be.­
o:tehe.n. WiJt haben. zu.näc.lt6:t Vie.M:tau.6-
.6icht.6buc.fwle.ltde. gegen. diue.n. c,elbc,t-

heltltUc.he.n VoUzu.gc,le.itVt. e.Jthoben u.n.d 
im V Vte.in.6 V OMt.a.nd au.c.h bu c.hto 6.6 en, 
not6a.Uc. au~ dem Klagewege gegen ihn 
voJtzu.ge.hen. Jetz-t woUe.n wilL rtiirnUch 
wiltk.Uc.h wi-6-t.e.n: I~.>-t die RuoUa.li.6ie.­
.w.ng S:Ota66äilige.tt nuJt eine ~.>c.höne. 
Ph.l!.a..6e, ode.Jti.t.t J.:.ie. 6iiJt die. VoUzugc,­
oltgane. ve.Jtbindlichu Konzept. 

WiJt wvul.e.n in UMe.JteJt näc.h6te.n Au.J.>gabe. 
von "Kana.t 22" au.~.>~iihlt.Uch iibe.Jt diue. 
Au.J.> e.ina.nde.M e.tzung be.ltic.h-ten. 

Rechtsfürsorge e.v., 2400 Lübeck 1 

Be.:Ot. : I 1 ich tb 1 i c k I NJt. 3 I 77 1 s. 28 

Be.:Ot . du 81tie6u von RA Neumann möc.hte. 
ich mich an. diu e.1t S.te.Ue ä.ußeJtn. Altgu.­
me.nte. wie RA Neumann c.ie. auß 6ülvU: u.n.d 
au.c.h n.oc.h veJt:tltitt, .6ind .te.ide.Jt .imme.Jt 
noch v-<..el zu. i1ä.u~ig im VoUzu.g p!tii6ent. 
Von eine.tt 3-Jäh!Uge.n Haßt ha-tte ic.h 
c,e.ib~.>t 18 Mona-tein U-Ha6t zu ve.Jtbltin­
ge.n. We.tc.he. Re. ,.. h:te. man doJtt ha-t u.n.d 
weiche. ma.n bekommt, i.t.t hmle.1t noc.h 
zwe.ie.Jt.te.i. Au6 ga.Jt k.e.ine.Yl Fa.U abe.Jt 
~~e. ic.h miJt kta.Jtmachen, daß Volt:te.i­
.te. - u c.ind Volt:te.ile. -, wie. c.ie. Fltau. 
BUltgelt ztd:.e.il IA.Wldert, au.c.h 6iiJt ande.Jte. 
Ge.nan9e.ne. 1te.a.li.6ie.Jtba.Jt hind. Hielt 6e.hU 
den mwten IYLha6tie.ltte.n die VoJtau.J.><'oet­
zu.ng . 

Peter Nied, 5650 Solingen 19 

J e.tz.t hat u mic.h Vr.Wi.6 c.ht ! VVL von 
Eu.c.h in de.Jt Janu.aJt.a.U.6gabe. 19 77 veJtÖ 6-
oen:t.Uc.h-t:e Lue.JtbJtie.6 von m-i..JtWUJunt die. 
Arutai.t6te.d:wtg de.JUJJvt, daß c.ie miA 
j e.tzt eirte.n VLne.u.:ten Lu e.JtbJtie. 6 zum 
Thema. "S:tlta.6voUzug.6gue.tz, übe.JtbltÜk­
fzung.t.ge..e.d, BJtie.6ma.Jtke.n u.n.d Ze.Uungc. ­
l<.auß" Jtu.n.dwe.g ve.Jtbo-te.n hat bzw. zu.Jt 

Habe. legte.. WM muß ic.h da wie.de.Jt 6iiJt 
.'.chUJnme Walvthe.Ue.n a.n-6 baye.Jti6c.he. Ta­
guUc.h-t ge.zeJtlt:t haben, wenn c.ich die 
J VA- Le.i:turtg dazu. e.rttl.> c.h.e.oc.o e.n ha-t I 
G.w.ndg u e.tz 6Jte.ihe.äe.n zu. .<..g noltie.Jte.n, 
Ylu.lt um de.Jt e.Jtne.u.:ten VVLö66ent:UcJumg 
e.inu Lue.Jtbltie.6u zu e.n:tge.hen. Meine. 
Spe.nde.nbltie6ma.Jtken taVr.de.n gte.ic.h mi-t 
we.g z e..Mie.lt:t. 

Heute. muß-te. ic.h zum Rappolt:twegen je.ne.Jt 
Buc.fwle.Jtde. , die. ic.h Mihltte., da. miJt die. 
JVA- Le.i:turr.g die We.äe.Jtbe6öltde.JtUng u­
n.u Lue.ltbltie.6u an Euch u.rz-te.Magte. 
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bzw. den be.oagten 8JUe6 buchia.gn.a.hmte . 
VVt B!U.e6 .ooU a.ngebUc.h "S.<.c.hvr.he..U 
und OIU:LY!WI.g" dVt A~:ta.U ge.6ä.M.de.n .oo­
w.<.e u.I'IJUcküge. und beluc:üge.nde. Äuße.­
nunge.n enthalten. 

Obwohl .<.eh den AM.t.a.li:.6.trU:t.Vt deJt JVA 
La.nd.obVtg a.. L. a.u66oJtdVtte, entwede.Jt 
ri<'''l 11 bö.oen'' B!t.<.e0 e..<.n Begie..U.oeM.e..<.be.n 
b uzui..e.g e.n odeJr.. .otlta.6- b zw. uvil!te.c.ht­
lieh gegen m.<.c.h voltzugehen I I 1 i cht­
blick' NIL . 11/12 1916, S. 76), konnte. 
eJt .o.<.c.h da.zu. n.<.c.ht e.nt!.>c.hUeßen. Auch 
me..<.rre Vollhattu.nge.n, da.ß Vt mä deJta.ILU­
gen PJta.k..;ük.e.n gegen G1tu.11dgue.tz und 
Bundu v eJt 6 a..o.o u.ng .6 g e.Jt.<.c.h..t6 Wt.te.ile. v eJt­
.6toße., be.e..<.ndlw.ek.:te.n .<.hn n.<.c.ht .<.m ge.­
JU.rtg .6 te.n. I dt k.ö nne ja., wenn .<.c.h g e­
nu.g Geld habe., voJt'.o Ge.Uc.ht gehen, 
r..ooJt .6 e..<.n e..<.nz.<.g eJt Ko»bne.ntaJt. 

So muß -i.c.h w.<.ede.Jt e..<.nma.t e.~t6a.hlten, daß 
me..<.n Re.c.ht da. a.u6höltt, wo d.<.e. AUma.c.ht 
une.o JVA- LWe.!t6 an6ä.ngt; wt.d cüe. 
6ä.ngt doltt a.n, wo u um cüe. Zute..<..tung 
von Sc.he..<.ßh.au.o pap.ie.Jt geht. 

Bernd- Uwe H., 8910 Landsberg a.L./JVA 

1m Ju.li/Augu.ot 1916 hat. cüe. 1. Stlta.6-
k.ammVt du La.ndge.Uc.ht6 TJta.u.n.6tun a.u6 
Antitag du AMtai.:t6ie.ile.lt6 deJt JVA 
TJta.UMte..in/Be.JtMU e..ine.n Buc.hi.uß Vt­
ia.6.6e.n, -i.n de.m cüe Au.ohä.ncügung du 
'1 i eh tb 1 i c k 1 u.nte.lt6agt v.wtde.. I c.h legte 
daft.au.6h.-i.rt Bu c.hwe.~tde. beJ.m ObeJtiandu­
g Vt.<.c.ht Miinc.hen e..<.n, .<.n de.Jt -i.eh a.uc.h 
fd..o.lt zum AU.6 dlw.c.k bJta.c.hte., daß .i.c.h b u 
N.<.c.hta.u 61tebwt.g du Bu c.h-tu.o-6 u du LG 
Tlta.UMtun VeJt6a.~.>.oung.6buehweJtde e.in­
te.g e.n WÜ.Itd.e. . 

Am 1 6. 9. 7 6 eJtghtg deJt Bu c.h IL:.ß du 0 LG 
Miinc.he.n, 2. Stlta.6.oena.t; Ak.te.nze..<.c.hen: 

2 W.6 4 7 6, 41 t, 41 8 I 4 27 I 7 6 
VII Be.lti 1704/16 StA b.d. OLG-Mehn 
1 Ak. 236/15 LG Tlta.Un6te..i.n 
Ki.o 12/16 StA T Jta.u.Mte.in 

In dem Bu c.ktuß hUßt u : "Au 6 die Be­
.o dw.JeJtde. du Ang e.k.ta.gten w.Utd dVt Be­
.6ehluß dVL 1. S:tlta.6k.ammeJt de.o LG Tlta.Un­
tJte..<.n a.u6gehoben. Ve.m Ange.k.tag.te.n .<..ot 
d.<.e. Ge.6a.nge.ne.nz~ eh!t.<.6t 'der licht­
b 1 i c k 1 a.u.o zuhä.nd.<.g e.n . " 

Be.gll.Ündung I a.u..o zu.g.owe.<..o e.) : "Ebe.n.o o w.<.e. 
cüe. Sta.at..6 ai'IW<lU:.6 cha. 6t b e..<. de.m 0 LG 

Miinehe.n .<..6t a.uc.h deJt Senat dvr. Me..inung, 
daß d.<.ue. Ze.<.uch.Jt.<.6t n.<.c.ht gee..<.gne.t 
.<..6t, u.nte.Jt den Ge.6ange.ne.n UMu.he. zu. 
.oü6te.n und cüe. Oltdnung .in deJt JVA zu. 
.otöJte.n. Ve.mna.c.h .<..6t cüe. Z e..<.t.6 c.W6t 
a.u..6 zu.hä.ncüg e.n. 11 

Ve.!t Se.tutt ä.uße.Jtt .oic.h a.nde.Jttha.tb SrU:te.n 
lang Jte.eht po6iliv iibeJt den '1 i cht­
blick'. 

Wolfgang N., 8440 Straubing/JVA, 

Volt e..<.n.i.ge.n Ta.ge.n konnte .<.eh hi.vr. e.:twa.6 
..i..n Eltßa.h!tu.ng blt..i..nge.n, wovon .<.c.h dVt 
Me..<.mmg b.i.n, da.ß j e.dVt I nha.6üe.ltte. u 
..i..n deJt BRV w.W.oen .6otue. Vennwe.tt ga.­
Jt.an;ti...Vtt Euelt, daß u Eu.c.h n.<.c.ht eben­
~ a.U.6 .6 c.h o n pa.M-i.Vtt .<..ot. I c.h hat.te. 
Wt wa.c.h.6a.mu Auge .<.m Jte.c.hte.n Auge.n­
b.Uek., ooMt «i.i.ßte. a.uc.h ic.h n.i.c.ht6 da­
von. 

A~c.h UneJt VoJt6iih!tu.ng beJ.m P.6yc.ho­
toge.n zw_~k-6 Ult.ta.ub konnte. .i.c.h 6ut­
ote11.en, daß o.ich .in me..ineJt Voil.zu.g.o­
ak.te. 8Jt,(,e.6e. be.6a.nden, cüe. ohne. me..<.ne 
Zu.oti.mmung 6otok.op-<.Vtt woJtde.n .o.<.nd. 
Au6 d.<.e B.u.:te., mi1t da;., wozu und waJtUm 

::u. e.Jtk.liiJLe.n, Vth.<.e.U -<.c.h k.e...i..ne. Ant­
woltt. Ve.Jt Blt,(,e.0, de.H .<.c.h bei .. deJt Volt­
SiiiV!.W'I.g a.uc.h nwt -6oe.be.n zu Gu.<.dtt be.­
k.a.m, waJt an e..<.ne Bek.a.nnte. g e.Uc.hte.t. 
V.<.u eJt Blt,(,e.0 k.a.nn ..i..n g aJt k.e..<.n e.Jt ww e 
cüe. "S.i.c.he.lthe.ä und 0Jtdnu.ng" ge6ä.h!tde.t 
haben, .ool1.6t wälte eJt tog.i.6c.he.JtWwe 
gaJt n.i.eht e.lt6t abgua.ndt woJtde.n. V.<.ue 
Fotok.op-i.e. .Ut und biubt e..<.n ille.ga.ie.Jt 
E.<.rtglt,(,6 6 in me..i.ne. Pe.MönUc.hk.e..it-6Jtec.h­
te.. 

Rolf M., 4760 Werl/JVA 

Na.:t.iiJr.Li.c.h .iM .i.c.h den Be.Jt.<.c.ht iibe.Jt cüe. 
hiu.<.ge. Voil.zugoaMta.it m.<.t buonde.Jte.m 
Tnte.Jtuoe. und ot.imme. .<.m Gltoßen und Gan­
zen den abgedltuc.k.ten Au.o0ühltunge.n zu. 
Unzwe..i6elha.6t a.be.Jt .oüe.ße.n cüe. WolLte 
"Pil.Üge..t:tltupp.o 11

, "Ro.ttkomma.ndo.6 '' und 
"Ge.6a.nge.ne.nmißhancfl.w1g" a.u6 .odtaJt6e. 
Abttte.hM.e.a.k.:tione.n bu den hiu.i.ge.n Be­
CÜe.n.6te.te.n. Au.6k.tä.lt.e.nd muß .<.c.lt eJwJä.h­
ne.n, daß u me..ineJr.. Munu.ng nach ke...i..ne.n 
a.nde.~ten ' 1 i c h t b 1 i c k 1 .in cüu e.m H a.u..o e. 
gab a..t6 a.u.oge.Jte.c.hne.t mune.n? E.6 v.wtde.n 
.in d.<.ue.m Monat. wedeJt cüe. iiblic.he.n Um­
iäu6 e. a.u.o gegeben no c.h haben cüe. mwte.n 
Be.die.Mte.te.n e..<.nen vz.ha.tte.n, de.nn.~.>e.M. 
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viele Uehen oich mWt.w a.u.o, wn zu.m.i.n­
dut den Moa.b.i.tVL Bvuc.ht zuleoen und 
gegen die Schi.iigeJr.a.u..6dltii.cke zu pltote­
.oUVt.en. WVL abVL zwn.i.ndeot den Akt m-U 
Teu6el u.nd Co. am 15.2 . 11 vVt.6olgen 
dWt6te, ka..nrt bald rU.cht umltbt, EWtVt 
Me.bw.ng zuz111.>.timmen und an diue AJt./t 
von bJt.u.t.a.ien Methoden zu ge.au..ben. 

FJta.ge: WWtde kWt.e rutdVt.e Ze.i..thc.h!U6t 
von Euch na.ch hiVt. geoandt, odVt v.wuien 
e.in6a.c.h keine veJLte-i..U, da.m,U .U.c.Jd:. 
j edeJr. üb eJt diu e An6 .ta.lt in 6 o trmie.Jt./t 
w.i.JLd? 

Peter H., 1000 Berlin 21/UHAA Moabit 

Anm. d . Red.: Von uns aus wurden auch 
im Monat März 1977 ausreichend Exem­
plare des '1ichtblick' an die UHAA 
Moabit versandt . Von der Anstalt Würden 
wegen der großen Nachfrage sogar noch 
20 Stück nachverlangt und von uns zu­
gestellt. 

A111.> urt~.>Vtem letzten BVtich.:t ging heJt­
volt, daß da..o VVt.hä.U:ni.o Bearnt.<nnen -
Irt~.> a.o oitttten hielt -<..n u~ eltelt Art~.> taU 
m.i.oelta.bel -i.At. Va..o hat oich jedoch 
wue.n.teich gebuoe.Jt./t. Heltlt V. von dVt. 
Senat.6vcvuooUu.ng 6iilt Jw.,Uz hat oeil. 
J anu.a.lt 1 911 mit u.M und Beamt.i.nnen da.o 
Konzept 6iilt den fwrrrwmden Wohngltu.ppen­
vo.U.zu.g a.111.> g eall.beil.et. VWtc.h die g e­
me.btoame Altbe.U:. hat o.i.c.h da.o Velthä.U­
n.<.o zu. e..iYU.B en Beamfunen wu ent.e.ic.h 
gebe.61.>e.Jt./t, WO/tÜ.beltwilt Wt6 oeltlt olteuen. 
Na.tilJrlich g.i.bt u ooelt cUrr..4J e Au.ßen­
t>e.U:.elt a.u.0 dVt. Swe dVt. Beamt.<.nnen, 
die ·!>.ic.h wohl tt.i.e an einen neuen Stlta.6-
voUzug gewöhnen weltden. Wa.1tu.m a.beJr. 
n-immt man da.ttn, wenn Beam.t&men zuJt 
JVA Le.hlttelt st/taße abgezogen IA • .'Vtden, 
gVtade t>oic.he, die o.i.ch 6iilt den Wohn­
gltl.tppenvo.U.zug a.111.>geze.ichnet e..i.gnen 
... ·:~.J ? 
~MVwen. 

Ab Juni 1911 ,!>oU delt Wohngltu.ppenvoU­
zug bei uno e.i.nge6{i.Wweltden. Va.o dlr.oh­
te j edo eh zu t> c.hwe~trt. Nachdem e.ine 
Aboltdnu.ng a.u.1.> deJr. LehJt./teJL StM.ße 6iilt 
ca. 2 Stunden zu 11rt1.> gekommen waJt wu:l. 
nach et.Uchen Urz;te.M.edwige.n bekamen 
will. unoe1te Neuzugänge. W.<Jt glauben, 
rt.i.c.h.:t eine von .ütnen möchte w.i.edeJt in 
die Lehltte~t Stltaße . 

La.ng.oam abVt 1.>.i.chVt bekommen w.Ut a.ucJ1. 
t>innvoU.elte Tii.:Ugkeil.en ..ün "Fita.u.en-

kna.ot". Zu den eJL6 ten NeueJLU.ngen zä.hU 
ein Sc.hu.lunteJr.lt.i.cht . E.o t>o.U. all.en 
F~ta.u.en die MögUc.hkw gegeben weltden, 
fue S chui.kenrttn .. i-6.6 e zu eJt.We.{;te~tn. 1 n 
deJt Lehltte.~t Stlta.ße kütmen wbt demn.ädt6t 
an6angen, die 9. und 10 . Kla..ot>e na.ch­
zuho.een. 

Zum Schluß möc.Jd:.en wilt noch einen Ap­
petl a.n jene lti.cld:.en, die Ul!i.aub.o 6ä.1Ug 
t~ind odVt demnä.chl.>t ent.ea.l>t~en wvu:len. 
Eine G.'tllppe von Flta.u.en a.u.1.> deJr. Söht­
.obtaße wa1t am 7. 4. 71 zu Welt "Fete" 
,(m "TREFF". E1.> wa1t t~ehlt nett. Auch 
Mänttelt au.1.> Viippel und T e.gd walten da.. 
Ve!t "TREFF" il.>t ec.ht gltOße Kia..ot>e, und 
tu.Ut wivtden a.Uen /taten, ihm unmai. u­
nen Buuc.lt a.bz111.>.ta.t..ten. 

Insassinnen der Nebenanstalt Berlin­
Lichterfelde, Söhtstraße 7 /JVA 

FÜJt die übeJL6e,tdu.rtg de1t A111.>gabe Nlt . 3 
19 71 Illll.elt Ze.itoc.W6t ' der 1 i chtb 1 i c k' 
beda.nk.en w.Ut urt~.> lteJr.zUch . 

Et> hat .oich eJu,()"(.~n. daß u gena.u delt 
~t.-i.ciJ..t.i.ge Weg wa!l., die VeltWe..i.ge~tu.ng me­
d.<.z.<.rUI.>c.helt Behandlung u.rt~.>eltU Mandan­
ten LotluVt G. deJt ö 66 e.n..tl..i.chke.U:. be­
l~annt zu machen . AußVt l hlte~t Ze.it.-
6 c.h!t.<. 6t haben au..c.h veM ch.tedene a.ndVt.e 
den Fall. Welt blte.iteJr.en ö66entUch­
ke.Lt zu.gä.n.gUc.h gema.ill. Va.o E1tgebn-i.A 
.i.l.>t, daß e1t nun endUch au..c.h von e.-<..nem 
unabhängigen Altzt t>e.i.nu Velttttaueno 
unteJL6uc.ht weltden ~.>o.U. . 

übelt die Veltbo.t6kampagne gegen den 
'1 i chtb 1 i ck • t>-&ld w.iA veJLWunde.Jt./t und 
be61temde.t. Art~.>.taLt6le.U:.Vt, die ..üvten 
7noa.o6en u.nte1t0agen, den '1ichtb1ick' 
zu ('Jnp6a.ng en odeJr. mi.t Ihnen zu koJzAu­
pondielten, o.te.Uen o.i.ch zwang.oliiu6ig 
U1 e-<..n L.<.c.ht, a.il.> ob u in ih!telt je­
we11..tgen Art~.>ta.U e.twa.o zu. veltbe~tgen 
gä.be. 

B..i.ohelt veJlJn{ß;tha.ben wiltin IhlteJr. Zeä-
6chlti6.t Stellungnahmen zu dem Sondelt­
ptr.oblem deJr. poUt-i.Achen Ge6angenen . W.<lt 
denken, daß u .6.ic.h ..ün Zuge za.hilte.i.c.he.~t 
Veltu.ltteli.ungen -<..n den letzten Jalllten 
da.be.i all.ettdingt> um ein gettti.Meo Son­
deJr.p~tob!em handelt. 

Hugo Brentzel 
-Rechtsanwälte­Wolfgang Schmidt 

4600 Dor tmund 
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LAUT§§: 
UNTERSAGUNG DES BEZUGS VON STAATS­
FEINDLICHEN ZEITSCHRIFTEN 
(StPO § 119 III, IV) 

Hat die Zensur einer größeren Anzahl 
aufeinanderfo l gender Nul111lern einer 
periodisch ersehe i nenden Zeitschrift 
deren staatsfeindlichen Charakter und 
damit ihre Eignung zur Störung der 
Anstaltsordnung ergeben, so ist der 
genere 11 e Aussch 1 uß dies er Zeitschrift 
vom weiteren Bezug solange nicht zu 
beanstanden, als für eine Änderung der 
Zielsetzung und des Redaktion sstils 
der Zeitschrift keine Anha 1 tspunkte 
dargetan sind. 

OLG Hamm, Beschluß vom 7. Januar 19 77 
- I Ws 237-242, 258, 26 6, 278/76 -

ZUM SACHVERHALT: Der in Untersuchungs­
haft befindliche Bf. wendet sich ge­
gen insgesamt neun Beschlüsse des LG, 
durch die eine Reihe von Schriftstük­
ken linksradiko31en Inhalts nicht zur 
Beförderung an ihn freigegeben worden 
sind. Diese Beschwerden hatten nur zu 
einem geringen Teil Erfolg. 

AUS DEN GRüNDEN : . .. Wie die GenStA . .. 
unter Eingehen auf zahlreiche Passa­
gen der h1er fraglichen Exemplare der 
Zeitschrift INFO, der Druckwerke "Ge­
gen Knast" Nr. 2 und "Letzte Texte von 
Ulrike" Nr. 8/76 zutreffend dargelegt 
hat . .. enthalten diese Druckerzeugnis­
se zu einemganzwesentlichen Teil un­
sachliche, agitatorische Angriffe ge­
gen die Rechtsstaatl ichkeit der Bun­
desrepublik Deutschland, die es mit 
a 11 en Mitte 1 n zu bekämpfenge 1te, wobei 
deren Organe verunglimpft und die 
Justiz- und Vo 11 zugsbehörden als Hand­
langer von Mördern (u . a. in Bezug auf 
Ulrike Meinhof) hingestellt werden. 
Daß die Aushändigung derartiger Mach­
werke an einen Untersuchungsgefange­
nen wie den Angekl. geeignet ist, die 

(, r·dnung in der Vo 11 zugsansta lt, wie 
si e das BVerfG in seiner Entscheidung 
vom 16.5.1973 eingehend umschrieben 
hat, zu stören, bedarf keiner näheren 
Darlegung. Die Verweigerung ihrer Be­
förderung wird daher durch § 119 II I 
und IV StPO gedeckt. 

Ebensowenig ist zu beanstanden, daß 
der Vorsitzende der StrK durch Be­
schluß vom 6 . 10.1976 die Zeitschrift 
INFO genere 11 vom zukünftigen Bezug 
ausgesch 1 ossen hat . Nachdemdie Zensur 
14 aufeinanderfolgender Nummern dieser 
Zeitschrift deren vorumschriebenen 
staatsfeindlichen Charakter und damit 
ihre Eignung zur Störung der Anstalts ­
ordnung ergeben hat, ist der Schluß 
gerechtfertigt, daßauch die künftigen 
Ausgaben dieses Blattes keine andere 
Zielrichtung verfolgen werden. 

(NJW = N€wte Juri s tische Wochenschrift, 
13/1?, s. 594) - ge -

AAAAA 

EINSTWEILIGE ANORDNUNG BEI DROHENDER 
ABSCHIEBUNG EINES AUSLÄNDERS 
{BVerfGG § 32) 

Besteht kein zwing-endes öffentliches 
Interesse an der sofortigen Abschie­
bung und würde diese einen schweren 
Eingriff i n die persönliche Existenz 
des Ausländers bedeuten , ist diesem 
der Aufenthalt bis zur Entscheidung 
über den Widerspruch oder die Klage 
gegen den Ausweisungsbescheid mit Ab­
schiebungsandrohung zu gestatten, so­
fern die Verfassungsbeschwerde gegen 
die ablehnende gerichtliche Entschei­
dung im Eilverfahren weder unzulässig 
noch offensichtlich unbegründet ist. 

BVerfG, Beschluß vom 25 . Januar 1977 
- 1 BvR 1022/76 -

ZUM SACHVERHALT: Der Bf. hatte beim 
VG und VGH vergeblich die Aussetzung 
oder Vo 11 z i ehung der gegen ihn geri ch­
teten Ausweisungsverfügung beantragt. 
Auf seine Verfassungsbeschwerde und 
seinen Antrag gern . § 32 BVerfGG unter­
sagte das BVerfG die Voll Ziehung der 
Abschiebungsandrohung . 

(NJ~I = Neue Juristische Wochenschrift , 
15/?7, s. 671) - ge -
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Ausanderen Gefangenen-Zeitungen; 

-heute: 

In den letzten Ausgaben unserer 
Gefangenen-Zeitung wurde rela­
tiv wenig bzw. nicht ausführlich 
über das Leben in Anstalt II be­
richtet. 

In letzter Zeit erreichen uns 
inuner wieder Anfragen von Lesern, 
die etwas über den inneren Auf­
bau der Strafanstalt, über Aus­
bildungs-, Freizeit- und Kon­
taktmöglichkeiten mit den Men­
schen "draußen" erfahren möch­
ten. Andere wieder wollen wis­
sen, ob und wie man Insassen 
betreuen kann bzw. welche Vor­
aussetzungen dafür geschaffen 
werden müssen. 

Im folgenden werden wir noch 
einmal versuchen, ein Bild vorn 
Knastalltag in "Santa Fu" zu 
zeichnen. 

Bisher haben wir Knasterschei­
nungen und Knastfolgen mehr oder 
weniger ausführlich beschrieben, 
soweit sie den gesamten Straf­
vollzug in der Bundesrepublik 
betreffen. Problerne wurden dar­
gestellt, die in unterschied­
lichem Maße in allen Anstalten 
auftreten 1 und es wurde kaum ein 
Unterschied gernacht zwischen 
den einzelnen "Vollzugsarten" 1 

d. h. nach Delinquenz und Haft­
dauer. 

Es ging uns schließlich auch um 
die Darstellung einer Summe aus 

'SANTA-FU' MAGAZIN 

JVA- Harnburg Fuhlsbüttel 

Beobachtungen und Uberlegungen, 
die über den Sinn und die Reali­
tät unsert? s Strafvollzuges an­
gestellt werden . 

In der Strafanstalt II in Fuhls­
büttel sitzen inuner noch ca. 
550 Gefangene rni t langen Haft­
strafen zwischen 3 Jahren und 
lebenslänglich, und rund vier­
hundert haben "schwere" Taten 
verübt. Seit es hier 1972 zu 
Meutereien und Krawallen gekom­
men ist, reagiert die Harnburger 
Öffentlichkeit außerordentlich 
empfindlich auf alle Vorgänge 
in .. Santa Fu". Wenn von dort 
jemand entweicht oder wenn es 
andere knastübliche Probleme 
gibt, wird das ganze Konzept 
dieser Strafanstalt in den ört­
lichen Zeitungen mit allen Mit­
teln der Boulevard-Berichter­
stattung in Frage gestellt. 
In "Santa ~u" gilt die Maxime: 
"Freizügigkeit nach innen, Si­
cherheit nach außen. 11 

Unter dieser Devise wurden nach 
den Unruhen zahlreiche Erleich­
terungen, die das Leben im Knast 
erträglicher machen, eingeführt. 
Zum Beispiel offene Zellen bis 
zum "Einschluß" um 19.3o Uhr, 
individuelle Gestaltung der 
Hafträume und eine Reihe von 
Freizeitmöglichkeiten, wie Ba­
stelräurne und Sportanlagen. Daß 
es neben unserer Gefangenenzei­
tung auch noch ein hauseigenes 
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Fernseh-Studio in der Anstalt 
gibt, berichteten wir schon. 

Das Konzept unserer Anstalt ist 
geprägt von Heinz-Dietrich 
Stark, der die Anstalt seit 1972 
leitet. Von den öffentlichen 
und vollzug".:internen Angriffen 
ließ sich Doktor Stark bisher 
nicht beirren. Wenn auch einige 
Pannen und tragische Vorfäll e 
passiert sind, so werden immer­
hin auch beachtliche Erfolge 
verzeichnet. 

Dr. Starke Einschätzung unseres 
Vollzugs und seiner Arbeit da­
ran geht aus dem nachfolgenden 
Statement eindeutig hervor: 

"In unserer Anstalt sind die 
Begriffe Resozialisierung, So­
zialtherapie, Behandlung tabui­
siert; darüber wird nicht ge­
sprochen, und zwar aus folgen­
den Gründen: Einmal, weil man 
vielleicht nicht exakt weiß, was 
damit gemeint ist, und zum ande­
ren sind diese Begriffe tabui­
siert, weil sie, wenn wir sie 
anwenden würden, genau das Ge­
genteil von dem bewirken, was 
wir bewirken wollen. Es könnte 
z.B. ein Insasse kommen und sa­
gen, therapieren Sie mich mal 
schön. Dann stehen wir davor 
und wissen nicht genau, was ge­
macht werden soll. Ich bin der 
Meinung, daß man hier in dieser 
Anstalt versuchen sollte, die 
Feindbilder abzubauen. Das 
heißt, daß auf der einen Seite 
der 11 miese 11 Verbrecher und auf 
der anderen Seite, wie es oft 
im Jargon der Insassen heißt, 
der Schließer steht. 

Wichtig ist, daß diese Feind­
bilder abgebaut werden. Und ich 
könnte mir vorstellen, wenn es 
uns gelingt, nicht gegeneinander 
zu arbeiten, sondern mi teinan­
der, d. h. den Partner - ob es 
der Aufsichtsbeamte auf der ei­
nen oder der Insasse auf der an­
deren Seite ist -, ernst zu neh­
men, so wäre das ein wesentli­
cher Bestandteil von dem, was 
der Begriff "Sozial therapie" 
beinhaltet. 

Um einmal ein Beispiel zu nen­
nen: Da kommt ein Insasse zu mir 
und sagt: "Wenn jener Stations­
beamte mein Vater gewesen wäre, 
dann hätte ich diesen Knast ver­
mutlich nie von innen gesehen." 
Ob das nun wahr ist oder nicht, 
mag dahingestellt sein. Ent­
scheidend dabei ist, daß dieser 
Insasse vielleicht zum ersten 
Mal in seinem Leben einen Men­
schen kennengelernt hat, den er 
ernst nimmt, den er als echte 
Autorität akzeotiert w1d von 
dem auch er ernst genommen und 
akzeotiert wird. Und da meine 
ich,- daß dieser Stationsbeamte 
bei dem Insassen mehr bewirkt 
als irgendeine unterkühlte Psy­
chiaterin oder ein intellektu­
eller Psychologe, der nur vom 
Kopf ausgeht und beim anderen 
nur d-::.h Kopf anspricht und nicht 
den ganzen Menschen. 

Das sint.. die Gründe, warum wir 
nicht von Sozialtherapie spre­
chen und ebensowenig von Be­
handlung und Resozialisierung. 

Wir wollen versuchen, das Leben 
im Gefängnis dem Leben draußen 
etwas mehr anzupassen. Und wir 
wollen versuchen, daß Miteinan­
derleben zu verbessern, es mehr 
zu einer Selbstverständlichkeit 
zu machen - nicht zu einer Ge­
wohnheit -, ohne allerdings die 
schlimmen Taten zu bagatelli­
sieren, die im Hintergrund ste­
hen. 

Eines Tages muß ich alle wieder 
entlassen, auch die Lebensläng­
lichen, und jeder kann sich aus­
rechnen, daß ein Entlassener 
weniger gefährlich ist, wenn man 
ihn hier mitmenschlich behandelt 
hat, und daß er eine Gefahr für 
die Allgemeinbei t ist, wenn er 
voller Groll, voller Aggressio­
nen, voller Haß die Strafanstalt 
verläßt, in der er schikaniert 
wurde. Wir wollen den Insassen 
so behandeln, als wenn er schon 
der Bürger von morgen wäre , so 
daß er unser Haus ohne Groll 
verlassen kann." 

- ge -
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... Ein auf Besuchen und Gesprächen be­
ruhender Bericht des bayerischen Lan­
desfrauenausschusses, den das Sozial ­
mlnisterium jetzt vorgelegt hat, ent­
hüllt haarsträubende Zustände und Un­
gerechti gkei ten in den Just i zvo 11 Zugs­
anstalten Aichach, Stadelheimund Neu­
deck, in denen sich z.Z. 417 Frauen 
als Untersuchungs- oder Strafgefangene 
befinden - unter entwUrdi genden Um­
ständen . 

Sie müssen in zunächstungeheizten Zel­
len aufstehen, sich waschen und früh­
stücken, "umdann durchgefroren in ei­
nen ebenfalls noch kalten Arbeitsraum 
zu korrmen." Nur ein Bad pro Woche ist 
erlaubt. Die Anstaltskleidung ist bei 
winterlichen Temperaturen für den Hof­
gang nicht warm genug, eigene St ief el 
sind verboten. 

Bemänge 1 t wird auch der Lärm in den 
Arbeitsräumen, vor allem im Nähsaal 
(wo auch Vera Brühne bis zu ihrer Hüft­
gelenkoperation tätig war) . Oie Kran­
kenstation in Aichach reicht laut Be­
richt für eine stationäre Behandlung 
oder nur kleine operati ve Eingriffe 
nicht aU'S. Da be im Bau der großen Kran­
kenabte i1ung i n München-Stadel heim ei­
ne kleine Frauenunterabteilung 11 Ver ­
gessen" wurde, müßten die Frauen nun 
in die uml i egenden Krankenhäuser ge­
bracht und dort von einer eigens mi t ­
geschickten Beamtin überwacht werden. 

Nur im Frauengerangnis Aichach und 
sonst in ke iner bayerischen Vol l zugs ­
.. , stalt werden irrmer noch 11 Führungs­
- t ufen11 praktiziert: Gewisse Vergün­
. i gungen kommenerst in Betracht, wenn 

eh d1e Gefangene drei Monate 1 ang 

gut geführt hat. 

Nicht nur unter diesem Druc k neigen die 
Frauen dazu , du rch geste i gerte Anpas­
sungsberei tschaf t in der Ansta 1 t den 
Weg des gerings ten Widerstandes zu ge­
hen, stellt der Frauenausschuß i n se i­
nem Bericht für Landtag und Sozialmi ­
nisterium fes t . Dies könne zur totalen 
Abhängigkeit führen. 

Mangelnde Informationen, Verzögerungen 
und die Strafrapporte erzeugten außer­
dem noch Unsicherheit und Behördenangst 
bei den Frauen, was sieh später draußen 
fortsetzen und ungünstig auswirken 
könnte, hießes wei t er in dem Bericht. 
In diesem Zusammenhang f iel den Beob­
achtern auch auf , daß im Vergleich zum 
Männerstrafvoll zug zuwen ig Tätigkeiten 
mit derMöglichkeit zu einem auch drau­
ßen anerkannten Ausbildungsabschl uß 
eröffnet wurden. BM/ dpa 

liankfurlerRandschaa 
Neue Erkenntni sse ha t die zweitäg ige 
Expertenanhörung des Bundesverfas­
sungsgerichts zum schwier igen Thema der 
lebenslangen Fre i heitsstrafe nicht ge­
bracht , konnt e sie woh l auch nicht, 
weil in der l eidenschaftl ichen Diskus­
sion der vergangeneo Jahre a 11 die 
Stichworte wie Abschreckung, Persön­
lichke i tszers t ör ung oder Tatbestands­
merkmale in j eder Hinsi cht längst er­
örtert worden s i nd . 

So 1 ag denn der Wert der Anhörung durch 
die höchsten Ri chter in Karls r uhe, die 
offen von i hrem 11 Schwersten Problem~~ 
dieses Jahres sprechen, auch mehr in 
der Bündelung der unterschiedlichen 
Argumente , in der straffen Obersicht 
von Für und Wider. Lei eh ter geworden 
ist ihre Entscheidung, ob denn nun die 
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lebenslange Strafetatsächlich verfas­
sungswidrig ist oder nicht, auf keinen 
Fa 11 , ganz abgesehen d.avon, daß eine 
Abschaffung dieser Strafe gewiß nicht 
populär wäre in einer Zeit, in der 
eher der Ruf nach härteren Sanktionen 
das Klima bestimmt. 

Wertet man die in Karl sruhe zu verneh­
menden Zwischentöne richtig~ so ist 
wohl mit einer 11 differenzierten" Ent­
scheidung zu rechnen. Auf jeden Fa 11 
wäre zu wünschen~ daß sich die Karls­
ruher Richter, sollten sie schon für 
die lebenslange Freiheitsstrafe votie­
ren, zumindest zu den umstrittenen Tat­
bestandsmerkmalen des Mordparagraphen 
äußern; zur Frage, ob denn für jeden 
Mord die absolute Strafandrohung not­
wendig ist; und schließlich, ob es zu 
verantworten ist, daß nach einer län­
geren Haftdauer ein verurteilter Mör­
der immer noch sitzen muß, obwohl ihm 
alle Prognosen Gefährlichkeit nicht 
mehr bescheinigen. KK 

OlEAZEIT 
Resozialisierung ist das Hauptziel des 
modernen Strafvo 11 zugs. Zu diesem Zweck 
-so das neue Strafvollzugsgesetz- ist 
"das Leben im Vollzug den allgemeinen 
Lebensverhältnissen so weit a 1 s mögl i eh 
anzugleichen", ist den "schädlichen 
Folgen des Freiheitsentzuges entgegen­
zuwirken" und der Vollzug so "auszu­
richten, daß er dem Gefangenen hilft, 
sich in das Leben in Freiheit einzu­
gliedern". Alle drei Forderungen rich­
ten sieh auch an die öffentl i chkeit. 
Einen Teil dieser Öffentlichkeit, die 
Abteilung Tegel-Süd der Berliner SPD 
scheint dies allerdings wenig zu küm­
mern. 

Im Frühjahr 1975, in der Zeit vor den 
Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus, 
1 agen ihr zwi sehen 20 und 40 Aufnahme­
anträge von Gefangenen der Strafansta 1t 
Berlin-Tegel vor. Die Abteilung be­
schied diese Anträge entweder überhaupt 
nicht oder übersandte den Antragstel­
lern einfreundliches Schreiben: Grund­
sätzlich bestünden keine Bedenken, auch 
Bürgern, die eine Strafhaft verbüßen, 
die Mitgliedschaft in der SPO zu er­
möglichen. Von diesem Grundsatz sei 
jedoch so lange eine Ausnahme zu machen, 

a 1 s der Gefangene durch den Freiheits­
entzug gehindert sei, am Organisations­
leben der Partei teilzunehmen. 

Mit Schweigen oder diesem Schreiben 
hätte es vermutlich sein Bewenden ge­
habt, hätte sich nicht einer der Ge­
fangenen mit sozialdemokratischer Ge­
sinnung über diese Behandlung seines 
Aufnahmeersuchens bei einem anderen 
SPD-Mitgl ied beschwert. Dieser, ein 
ehrenamtlicher Vollzugshelfer und 
Rechtsanwalt, war über das Verhalten 
seiner Genossen empört. 

Er intervenierte zugunsten de r Gefan­
genen bei der Abteilung, beim Berliner 
Parteivorstand und schließlich sogar 
beim Bundesvorstand. Der Kern seiner 
Empörung : 11 Die Sozialdemokratische 
Partei macht sich unglaubwürdig, wenn 
sie von Arbeitgebern verlangt, Straf­
gefangene (etwa sogenannte Freigänger) 
als voll- und gleichwertige Arbeitneh­
mer zu beschäftigen und gleichzeitig 
die Auf"lahme soleher Strafgefangener 
als voll- und gleichwertige Parteimit­
glieder verweigert." 

Oie Intervention blieb erfolglos. Um 
den Konflikt zu entschärfen, nahm der 
Kreis Reinickendorf schließlich die 
Gefangenen auf, überreichte ihnen ihre 
Parteibücher, wies sie aber keiner Ab­
teilung zu - eine Rechtsstellung, die 
im Organisationsstatut der Partei über­
haupt nicht vorgesehen ist. Die Gefan­
genen waren damit zwar Parteimitglieder 
geworden, vom Parteileben blieben sie 
aber weiterhin ausgeschlossen - und 
damit auch von den für sie so wichti­
gen Kontakten mit Parteigenossen ... 

Schafft es die SPO nicht, in dieser 
Frage klarer Stellung zu beziehen? 
Schafft sie es nicht, sich auch im so­
z i a 1 en Berei eh Strafvollzug zu engagi e­
ren? Wie sozial sind Sozialdemokraten? 

Notabene: Bei der letzten Wahl zum Ber-
1 iner Abgeordnetenhaus 1 ag im Wahlkreis 
Tegel-Süd/Borsigwalde nach Auszählung 
aller direkt abgegebenen Stirrmen der 
CDU-Kandidat vorn . Nach Auszählung der 
durch Briefwahl abgegebenen Stirrmen 
hatte der SPD-Kandidat das Rennen ge­
macht. Das Gros der Briefwähler: Oie 
"Knacki es" aus der Strafanstalt Tegel, 
mit denen die dortige SPD nichts zu 
tun haben will. Joachim Wagner 
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SCHLUSSEL AN vBN VFRFASSUNGSSCHUTZ 

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Eckart 
Kuhlwein kommt den Mitarbeitern des 
Bundesverfassungsschutzes entgegen. 
"um Ihnen bei einem evtl. erforderlich 
gehaltenen 'Lauschangriff' die Arbeit 
zu erleichtern", übersandte Kuhlwein 
nach einer Anregung des Kabarettisten 
Dieter Hildebrandt dem Verfassungs­
schutzpräsidenten Richard Meier per 
Brief einen Nachschlüssel für seine 
Wohnung in Großhansdorf bei Hamburg. 
In dem Schreiben verwies Kuhlwein auf 
folgende Verdachtsmomente, die auf ihn 
zuträfen: Bekanntschaft mit Leuten, 
"die Leute kannten, die später mögli­
cherweise in die Terroristenszene gin­
gen oder deren Verbleib zumindest unge­
wiß ist", Beteiligung vor neun Jahren 
an einer Demonstration, Besitz von 
Matratzen, auf denen gelegentlich 
Freunde nächtigen und Bekanntschaft 
mit Leuten, die im Bereich der Kern­
forschung arbeiten. Außerdem arbeite 
er "in einer Einrichtung, die- falsch 
angewendet - unserem Volk schweren 
Schaden zufügen kann, nämlich in einer 
Fraktion des Bundestages". 

RÄUBER ERBEUTETE EIN BRÖTCHEN -----------------------------
um ein verschwundenes Käsebrötchen geht 
es in einem Kriminalfall, mit dem sich 
die Beamten des Frankfurter Raubdezer­
nates befassen müssen. NachMitteilung 
der Frankfurter Polizei von gestern 
wird nach einem "hungrigen Bettler" ge­
fahndet, der das belegte Brötchen bei 
einem Uberfall in einer U- Bahn-Station 
der Hainmetropole erbeutete. Nach Aus­
sagen des Opfers, eines 43 Jahre alten 
Mannes aus Aschaffenburg, war der Täter 

QUERBEET 

abends an ihn herangetreten und hatte 
um Geld gebettelt . Der 43jährige war 
gerade im Begriff, sich gegen Einwurf 
einer Mark ein belegtes Brötchen aus 
einem Automaten zu ziehen, als der Un­
bekannte zupackte und die Flucht er­
griff. Ein Polizeisprecher erklärte, 
da eindeutig der Tatbestand des Rau­
bes erfüllt sei und der Geschädigte 
Anzeige erstatt~t habe, müsse jetzt 
ermittelt werden. 

EINBRECHER IN DER BADEWANNE 

Nach einem Einbruch in eine Villa in 
Ulm hat ein 38 Jahrealter Arbeitsloser 
erst einmal ein Vollbad genoTT111/en . Nach 
Angaben der Polizei vom Mittwoch schlug 
der Täter die Terassentür ein und stahl 
zunächst im Wohnzimmer zwei Tabakdos en, 
einen wertvollen Fotoapparat. Dann 
"bediente" er sich aus dem Kleider­
schrank des Hausherrn mit frischer 
Unterwäsche und einem Anzug. Vor dem 
Wäschewechsel aber nahm er ein Voll ­
bad. Dabei wurde er jedoch von der 
heimkehrenden Hausfrau überrascht. Er 
bat sie höflich, nach dem Bad die Po­
lizei zu verständigen. Als die FUnk­
streife eintraf, ließ sich der nun 
sauber gewaschene Einbrecher von den 
Beamten widerstandslos festnehmen. 

ALIBI 

Damit in der Öffentlichkeit nicht der 
Eindruck entsteht, sie gingen während 
der Arbeitszeit spazieren, müssen Be­
hördenangestellte der japanischen 
Stadt Takarazuka jetzt Plaketten mit 
der Aufschrift "Nicht im Dienst" an­
stecken - allerdings nur, wenn sie 
w~rklich frei haben. 
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Bekanntermaßen ist 'der lichtblick' 
nicht wenigen Anstaltsleitern bundes­
deutscher Vo 11 zugsans ta 1 ten und v i e 1 en 
Anstaltsbediensteten in der BRD und 
Westberl in ein Dorn im Auge . In einigen 
Ansta 1 ten versuchen die dort Verant­
wortlichen immer wieder mit allen ge­
setzlichen und ungesetzlichen Mitteln 
und mit . Berufung auf die angeblich 
durch diese Zeitschrift erheblich ge­
fährdete Sicherheit und Ordnung in 
ihrer Anstalt, die Aushändigung des 
1 1L:htblick 1 an die einsitzenden Ge­
fangenen mit mehr oder weniger Erfolg 
zu hintertreiben. Wir haben bereits 
früher auf derartige widerrechtliche 
Einschränkungen und Behinderungen des 
Grundrechtes auf Informationsfreiheit 
in verschiedenen Anstalten, z. B. Würz­
burg, Kaisheim , Aichach, Nürnberg, 
Saarbrücken u.a.m., hingewiesen. 

In vielen Fällen müssen erst Gerichte 
ein "Machtwort" sprechen, damit die 
Anstaltsleitungen sich bereit finden, 
den Grundrechten der Gefangenen und 
dem Grundgesetz widerstrebend genüge 
zu tun. Im Leserforum dieser Ausgabe 
schreibt uns ein Leser aus Straubing, 
wie es ihm auf diese Weise gelungen 
ist, zu seinem Recht zu kommen. 

Im folgenden bringen wir auszugsweise 
im Wortlaut die Beschwerde der An­
staltsleitung der JVA Nürnberg in Ver­
bindung mit der dortigen Staatsanwalt­
schaft gegen die Aushändigung des 
1 1 i chtb 1 i ck 1 an einen in Nürnberg ein­
sitzenden U- Gefangenen sowie die Ab-
1 ehnung derse 1 ben durch das Landge­
richt Nürnberg- Fürth. 

An die Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Nürnberg- Fürth 
8500 Nürnberg 

Untersuchungsgefangener P.R . 

hier: Empfang der Gefangenenzeit­
schrift 'der lichtblick' 

I. 

Ic.'"l bitte, gegen die richterlichen 
Verfügungen des damals zuständigen 
Amtsgerichts Nürnberg vom 13.8.1976, 
Az. 62 Ls 61 Js 29911/75, Beschwerde 
gemäß Nr. 10 UVollzO einzulegen, da 
das Amtsgericht Nürnberg trotz Gegen­
vorstellungen seine Entscheidung mit 
Verfügung vom 23.8.1976 aufrecht er­
halten hat. 

I I. 

In diesen Verfügungen wird die Aushän­
digung der obengenannten "unabhängi­
gen, unzensierten Gefangenenzeit­
schrift" der JVA Berlin - Tegel, Heft 
Juli 1976, an den Untersuchungsgefan­
genen P.R . genehmigt. Dem kann gemäß 
Nr. 45 Abs. 4 UVollzO aus Gründen der 
Ordnung in der hiesigen Untersuchungs­
haftanstalt nicht zugestimmt werden. 
Nach der hier üblichen Praxis werden 
die nicht im Handel erhältlichen Ge­
fangenenzei tschriften, die aus anderen 
Justizvollzugsanstalten eintreffen, 
nur nach Prüfung jedes Einzelfalles 
ausgehändigt, da sie grundsätzlich 
nur für die Getangenen der dortigen 
JVA's bestimmt sind und die Erfahrung 
gezeigt hat, daß die Schilderung von 
Verhältnissen in anderen Justizvoll­
zugsanstalten häufig zu Unruhe, Unzu ­
friedenbei t und Spannungen unter den 
Gefangenen führt oder gar die Insassen 
gegen Anstaltsbedienstete und die An­
staltsleitung aufhetzt. 

So können in der Regel die Gefangenen 
einerseitsaufgrundfalsch verstande­
ner Artikel oft nicht erkennen, daß 
nicht in allen JVA ' s etwa die gleichen 
Vergünstigungen gewährt werden können 
und nehmen andererseits die Schilde­
rung von Mißständen oder tendenziöse 
Artikel ohne kritische Würdigung zum 
Anlaß, in der Anstalt, in der sie der­
zeit einsitzen , provokatorisch undhaß­
erfüllt zu reagieren. 

Auch bei der vorliegenden Nummer des 
1 1 ichtbl ick • ergeben sich in dieser 
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Richtung beispielsweise bei folgenden 
Artikeln Bedenken: 

1. Der Bericht über die JVA Werl, hier 
insbesondere die Schilderung der "Kel ­
lerhaft" (S. 3), Ausdrücke wie "perfekte 
Entmenschungsmaschine", "Inhaftierung 
mit Zoo-Charakter", Schilderung der 
Knast- Kriminalität (S . 4), Tod eines 
Gefangenen wegen unzureichender ärzt­
licher Betreuung, Polizeihund höher 
im Verpflegungssatz als ein Strafge­
fangener (S.S). 

2. Anmerkung der Redaktion zum Artikel 
"So geht's auch!" (S.8) 

3. Leserzuschrift des R.K. aus der JVA 
Straubing ( S. 9) • - Da die JVA Strau­
bing sowohl nach innen als auch nach 
außen besser gesichert ist, können die 
dortigen Verhältnisse nicht auf die 
U-Haftanstal t Nürnberg übertragen wer­
den. 

4. Leser brief des W. F. H . aus der JVA 
Bernau (S.11). 

5. Der Artikel "Beamte sind auch Men­
schen" ( S. 13 ff.) • Hier insbesondere 
die einleitenden "Antworten" zur Frage 
"Was hat Sie veranlaßt, für bzw. im 
Strafvollzug tätig zu werden?" 

6. Die ausgesuchten Pressemeldungen. 

7. Kurzbei trag "Handwerk hat goldenen 
Boden" ( S. 31), "Ausbeutung" der Gefan­
genen. 

8. Der Artikel " •••• . das regt auf!" 
(S.35) in seiner insgesamt tendenziös 
und hetzerisch aufgemachten Art und 
Weise. 

i.A . gez . Otto, Regierungsrat 

Az. : Qs 125/76 

Die Strafkammer bei dem Landgericht 
Nürnberg- Fürth erläßt in dem Strafver­
fahren gegen P.R. wegen ••• ohne münd­
l i che Verhandlung am 8.10.1976 folgen­
den B e s c h 1 u ß: 

Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Nürnberg-Fürth 
gegen die Verfügung des Amtsgerichts 
Nürnberg vom 13.8.1976 wird 

v e r w o r f e n. 

Die Staatskasse hat die Kosten und not­
wendigen Auslagen im Beschwerdeverfah­
ren zu tragen. 

G r ü n 1 e: 

I. 

P.R . befand sich ••• in derJVA Nürnberg 
in Untersuchungshaft ••••. Während der 
Zeit seiner U- Haft erhielt er die un­
abhängige, un zensier te Gefangenenzeit­
schrift 'der lichtblick' zugesandt. 
Sie wird seit 1968 in der JVA Berlin­
Tegel herausgegeben . 

Mit Verfügung vom 13. 8. 19 76 genehmigte 
das Amtsgericht Nürnberg die Hinaus­
gabe an P.R. Gegenvorstellungen des 
Anstaltsleiters der JVA Nürnberg blie­
ben erfolglos . Mit Schriftsatz vom 
13.9 . 1976 legte die Staatsanwaltschaft 
Beschwerde gegen die genannte Verfügung 
ein. 

Der Betroffene, P.R., hatte im Be­
schwerdeverfahren Gelegenheit zum 
rechtlichen Gehör. 

I I. 

Die Beschwerde i s t formell nicht zu be­
anstanden. Trotz der inzwischen einge­
tretenen Rechtskraft besteht noch ein 
Interesse an der Entscheidung über die 
Beschwerde, da sie noch fortwirkt . 

Die Beschwerde ist unbegründet. 

Grundsätzlich sind einem U- Gefangenen 
nur solche Beschränkungen aufzuerle­
gen, die unbedingt notwendig sind, um 
die Ordnung in der JVA aufrecht zu er­
halten. Die genannte Zeitschrift wird 
seit 1968 mit Billigung der Justizbe­
hörden des Landes Ber lin herausgegeben. 
Hieraus ergibt sich, daß sie nicht 
grundsätzlich als so geartet angesehen 
werden kann, daß sie dem Vollzugsin­
teresse zuwider läuft. 

Aber auch der Inhalt der hier vorlie­
genden Nummer rechtfertigt die Anhal ­
tunq noch nicht. Wenn auch der Leitung 
der JVA zuzugeben ist, daß die Zeit­
schrift eine überkritische und auch 
einseitige Tendenz verficht, so reicht 
doch angesichts des Inhalts der vor­
liegenden Nummer weder die Gestaltung 
einzelner Artikel noch die aus der 
Zeitschrift insgesamt hervorgehende 
Tendenz aus, eine Gefährdung der An­

staltsordnung zu begründen. 

Der in Artikel 5 GG niedergelegte 
Grundsatz der Informationsfreiheit muß 
in vorliegendem Falle auch für die vor­
liegende Nummer gelten. - dt -



=======================•==============a======================================== 
Mai 1977 INfORMATION 'lichtblir~' S.25 
==================z==:==================================================~====== 

erichte --- berichte --- berichte --- ~erichte --- berichte --- be 

richte --- berichte --- berichte --- berichte --- berichte --- ber 

:::.abgeord netenhau 
In seiner Antwort zur Kleinen Anfrage 
des Abgeordneten UZ.r.ich Roloff (F.D.P.) 
über die unzureichende Ausbildungssi­
tuation im Berliner Frauenstrafvollzug 
vom 1.3.1977 bestätigt der Senat, daß 
es in den Berliner Frauenvo 11 zugsan­
sta l ten nochkeine berufsbi 1 denden Maß­
nahmen gibt, diemit einem anerkannten 
Abschluß enden. Die wesentlichen Ur­
sachen fürdas Fehlen von Berufsausbil­
dungsangeboten erklärt der Senat mit 
fehlenden baulichen Gegebenheiten und 
der Oberbelegung imFrauenvollzug . Die 
in der Lehrter Straße eingerichtete 
Schneiderei, die über maschinelle und 
personelle Ausbildungsvoraussetzungen 
verfügt, kann z.Z. nicht für Ausbil­
dungernaBnahmen genutzt werden, wei 1 es 
bishernichtgelungen ist, die notwen­
digen Berufsschullehrer zu gewinnen. 
Der Senat hält sowoh 1 berufliehe a 1 s 
auch schul i sehe Ausbi 1 dungsmaßnahmen 
im Frauenstrafvollzug für erforder-
1 ich und will sich weiter um die Ge­
winnung von Berufsschullehrern bemü­
hen. Ferner sind in der Planung für 
den Neubau einer Frauenvo 11 zugsansta 1 t 
Ausbildungsstätten vorgesehen. 

• • • 
Im Berliner Strafvollzug sind die so~ 
zialarbeiterplanstellen z.Z. unterbe­
setzt. Das geht aus der Antwort des 
Senats auf eine Kleine Anfrage des Ab­
geordneten Ulrich Roloff (F. D.P.) vom 
10.3.1977 über Sozialarbeiter im Ju­
stizvollzug hervor. Der Berliner Ju­
stizvoll zug verfügt über 53 Sozialar­
beiterplanstellen, von denen 4 nicht 
besetzt sind. Der Senat ist bemüht, 
daß Kontingent der Planstellen aufzu-

füllen. Dabei ist aber zu berücksieh­
t i gen, daß in den letzten Jahren nicht 
genügend geeignete Bewerber zur Ver­
fügung standen. Deshalb mußten andere 
Bedienstete mit der Wahrnehmung der 
SOzialarbeiterischen Aufgaben betraut 
werden. Diese Mitarbeiter haben sieh 
überwiegend in dieser Lei stungsfunk­
tion bewährt. Der Senat sieht es als 
soziale Härte- auchunterBerücksich­
tigung der geleisteten Arbeit -, sie 
ohne entsprechenden Ausg l ei eh und Ober­
nahme einer vergleichbaren Funktion 
von der Wahrnehmung sozialarbeiteri­
scher Aufgaben zu entbinden. Die un­
terbesetzten Planstellen sind jedoch 
stets funktionsgemäß genutzt worden. 

• • • 
Längere Wartezeiten beim Besuch ihrer 
Mandanten mußten Rechtsanwälte in der 
Teilanstalt II der JVATegel hinnehmen. 
Das geht aus der Antwort des Senats 
auf die Kleine Anfrage des Abgeordne­
ten Horst Lange (SPDJ vom 28.3.1977 
über Anwaltsbesuche in Berliner Haft­
anstalten hervor. Dagegen, erklärte 
der Senat, treffe es nicht zu, daß die 
Verteidiger in der UHuAA Moabit lange 
Wartezeiten in Kauf nehmen müssen. Die 
Abfertigung dort erfolge zügig. Zur 
Behebung des unbefriedigenden Zustan­
des in der Teilanstalt II derJVA Tegel 
sind zwei Hafträume entwidmet worden. 
Die Renovierung ist abgeschlossen, sie 
stehen seit dem 16.3.1977 zusätzl i eh 
zu den drei bereits vorhandenen Sprech­
räumen zur Verfügung. 

(Landespressedienst) - ge -
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mitgeteilt 

Im i·lonat Mai werden voraussichtlich 
drei Veranstaltungen im Kultursaal der 
JVA stattfinden . Termine und Art der 
Verans ta 1 tungen können wir h 1 er be­
kanntgeben, worum es inhaltlich dabei 
im einze1nen geht, ist uns bis zur 
Stunde leider nicht näher bekannt. 
Aus dem gleichen Grund sind wir auch 
nicht in der Lage, die Akteure - Schau­
spieler bzw. Musiker- wie sonst ubl ich 
vorzustellen. Nur soviel wissen wir: 
Der Schwank "Familie Hannemann" wird 
von der Kleinen Bühne Wilmersdorf auf­
geführt; das Gospel-Konzert bestreitet 
die Gruppe "Deliverance", eine Gruppe 
der Evange 1 i sehen Kirche. Genaueres 
wußte man uns auch nicht zu sagen. So­
mit geht unsere Information auch nicht 
über die Anschläge am Schwarzen Brett 
hinaus. 

Hier nun die Termine: 

Mittwoch , 4. Mai 1977, von 18.oo bis 
19.3o Uhr: Gospel-Konzert 
(Gruppe "Oe 1 i verance") 

Samstag, 14 . Mai 1977, 14.oo Uhr: 
"Familie Hannemann" - ein Schwank 
(Kleine Bühne Wilmersdorf) 

Samstag, 21 . Mai 1977: 
"Ein Mädchen in der Gruppe" 
(Filmlustspiel mit Peter Sellers) 

* 
-dt 

SPRECHS". JNDE HERR BECK (ARBEITSAMT ) 

Herr Beck vom Arbeitsamt Berl in in der 
Strafanstalt Tegel bittet a 11 e Insassen 
der Ans ta 1 t, die ihn sprechen möchten, 
auf dem Vormelderjeweils auch ihr An-
1 iegen anzugeben. Diese Angabe ist für 
die Bearbeitung des Vonnelders notwen­
dig. Anderenfalls ist eine Vorführung 
zur Sprechstunde von Herrn Beck nicht 
gewahrleistet . -dt 

888 
FUNKSTILLE BEIM "ZTS"? 

An dieser Stelle wollten wir eigent­
lich die Rangliste der anstaltsinter­
nen Hitparade und Nachrichten aus dem 
Zentral-Ton-Studio der Strafanstalt 
Tegel veröffentlichen . li11Tier wieder 
hatte uns das ZTS in der Vergangenheit 
um Mitarbeit und Raum für Studionach­
richten im 'lichtblick' gebeten. Gern 
sind wir diesem Wunsch nachgekolliTien. 
Diesmal nun haben wir uns "die Hacken 
abgelaufen" und bis zum letzten Tage 
vergeblich auf Informationen gewartet. 

Es hat sich nicht gelohnt und war um­
sonst, die Sei tenspa 1 te so 1 ange für 
das ZTS freizuhalten und zu reservie­
ren. 

Trotz mehrfacher Zusicherung und wie­
derholter Anmahnung sind Hitparade und 
andere Nachrichten bei uns nicht ein­
getroffen . Schade. -dt 



~~ 
L 
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G E G E N D A R S T E L L U N G 

Betr . : •lichtblick• Nr. 4/77 , S. 33 
11 Fangschuß 11 

Am 25.3.1977 gegenJ.3o Uhrverließ ich 
die Bäckerei , um mich von dem Beladen 
des Brotwagens zu überzeugen. Dabei be­
merkte ich einen Gefangenen, der sich 
ein Brot stehlen wollte. Ich machte 
ihn darauf aufmerksam, daß er sich in 
der Bäckerei beim Leiter melden kann, 
um sein Anliegen vorzubringen, aber 
hier vom Wagen nehmen betrachte ich 
als Diebstahl. Der Gefangene wurde 
darauf anmaßend frech und grölte, mei­
ne Bemerkung paßt in die NSDAP-Zeit. 
Er bedrohte mich mit der Bemerkung: 
"Ihnen werde ich einen Fangschuß ver­
passen! .. Zeugen dieses Vorfa 11 s sind 
die Gefangenen N.N. und N. N., die den 
Brotwagen beluden. Von den Zeugen die­
ses Vorfalls wurde mir der Name des 
Gefangenen mit N. N. angegeben. 

Ich habe den im •1 ichtbl ick • auf Seite 
33/35 gegen mich erschienenen Artikel 
nur mit Kopfschütte 1 n 1 esen können, da 
dem Schreiber dieses Artikels die Ver­
drehung der wahren Tatsachen voll ge­
lungen ist. Mit Entschiedenheit wehre 
ich mich gegen die Beleidigungen und 
Ti tul ierungen wie 11Möchtegernschütze 11

, 
11 Justizwächter .. und 11 Justizwärter ... 

Jochen Härtel, UHAA Moabit 
Fahrbereitschaft 

Namen sind der Redaktion bekannt 

Anm. d. Red. : Wir sind gehalten bzw. 
haben innerhalb der Redaktion beschlos­
sen, diese Gegendarstellung ungeach­
tet ihres in Frage stehenden Wahrheits­
gehaltes abzudrucken. 

Der betroffene Insasse weist diese Dar­
stellung des Sachverhaltes entschieden 
als Lüge und Tatsachenverdrehung zu­
rück und hat für seine Schilderung des 
Vorfalls ebenfalls einen Zeugen . 

Da in dieser Angelegenheit gegen den 
Bediensteten Härtel eine Dienstauf­
sichtsbeschwerde läuft, enthält sich 
die Redaktion vorläufig bis zur Klä­
rung des Sachverhaltes eines weiteren 
Kommentars. 

r P R I L A P R I L ! 

Obgleich es bei uns eigentlich wenig 
Anlaß gibt zu scherzen, haben wir uns 
im vergangenen Monat ebenfalls einem 
alten Brauch angeschlossen und uns in 
unserer Ausgabe Nr. 4/77 zwei April­
scherze geleistet. 

Weder ist in der JVA Tegel an den Bau 
eines Hallenschwimmbades gedacht (wo­
zu auch, da auf dem sportlichen Sektor 
bei uns angeblich alles bestens läuft 
und keine Verbesserungen nötig sind?) 
noch werden pensionierte Kräfte i r ­
gendeiner Wach- und Schließgesell­
schaft den Riegel- undSchlüsseldienst 
in den Verwahrhäusern I I und I I I über­
nehmen. Die dort tätigen Bediensteten 
der JVA beherrschen ihr Handwerk aus­
gezeichnet und benötigen keine Unter­
stützung von Kollegen einer anderen 
Bewachungs- und Schlüsselbranche. -dt 

NEUE ARBEITSZEIT FüR HAUSARBEITER 

Vom 1. Mai 1977 an werden die Hausar­
beiter der JVA Tege 1 nur noch 5 Tage 
in der Woche beschäftigt werden. Die 
Samstags- und Sonntagsarbeit soll mit 
freien Tagen ausgeglichen werden. 

Zu den bisher 2 Hausarbeitern jeder 
Station soll ein dritter eingestellt 
\AJerden, der immer dann einspringt, wenn 
einer der beiden anderen frei hat. 

Die Arbeitsverwaltung beruft sich bei 
dieser Anordnung auf die Verwaltungs­
vorschrift zum § 37 StVollzG. Auf Ge­
genliebe der Hausarbeiter zu dieser 
Anordnung kann die Arbeitsverwaltung 
woh 1 kaum hoffen . Gehen doch den Haus­
arbeitern zwei bezahlte Arbeitstage 
verloren. 

Dagegen wird die Begrenzung der Lei­
stungszulage von bisher 10 % aufgeho­
ben, und es kann dann auch den Hausar­
beitern die volle Leistungszulage von 
30 % gezahlt werden. 

Es mag dahingestellt sein, ob das der 
richtige Weg ist, neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Nur eines steht fest: 
Die Hausarbeiter der JVA Tegel werden 
in Zukunft den Brotkorb höher hängen 
müssen. - ge -
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Tegeler 
ArbeitsMarkt 
In derJVA Tegel sind fol gende Arbeits­
und Ausbildung~P.lätze frei: 

Arbeitsplätze 

Schlosserei I 

Buchbinderei 
Druckerei 
Tischlerei I I 
Schuhmacherei 
Küche 
Schneiderei 
~1a 1 erei 
Bäckerei 
Innengärtnerei 
Außengärtnerei 
Bau 
Schlossere i li 
Fa. Grauel 
Fa . Osram 
Fa. Rieth & Sohn 
Tischlerei I 
Sportbüro 
Kfz.-Betrieb 
Glaserei 
Lehrbauhof 
Holzhof 
t~äscherei 

Hof - B- Kommando 

Hof -A- Korrvnando 

4 Plätze 
15 II 

6 

5 

3 

4 

14 

1 

2 

2 

6 

20 

4 

3 

16 

2 
10 

1 

1 

4 

1 

3 

1 

1 

1 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

11 

II 

II 

11 

tt 

II 

II 

II 

Hauskarrmer I/I I 

Hausarbeiter I 

Hausarbeiter II 

Hausarbeiter III 
Hausarbeiter IV 
Friseur 
Besch. -Betrieb Hs. I 

Besch.therap.-Werkstatt 

Ausbildungsplätze 

Schuhmacherei 
Malerei -Werkstatt 
Sch 1 osserei II 

Pol sterei 
Tischlerei I 
Lehrbauhof 
Universal -Malerl ehrgang 
Universal -Kfz.-Lehrgang 
Steinsetzer-Lehrgang 
Elektr. - Install. -Lehrgang 
Dreher/Fräser-Lehrgang 
Metall-Lehrgang 
Grundmetall -Lehrgang 
Isolierer-Lehrgang 

Schulmaßnahmen 

Hauptschule Haus IV 
Realschule Haus IV 
Legastheniker -Kurs 

3 Plätze 
7 tt 

2 II 

4 

4 

3 

1 

4 

II 

II 

11 

II 

II 

2 Pl ätze 
2 II 

1 

2 

1 

9 

9 

4 

3 

1 

5 
7 

10 

2 

II 

II 

II 

II 

II 

tt 

II 

II 

II 

II 

II 

II 

2 Plätze 
1 II 

1 II 
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I KULTURSZENE I 

IN TEGEL 
Es ist noch gar nicht so lange her, da 
konnte sich der daran interessierte 
Leser im 'lichtblick' auch über die 
sogenannte 11 Kultur 11 in der JVA unter­
richten. Kulturveranstaltungen wurden 
in einer kri t i sehen • Nach 1 ese • betrach­
tet oder für den 1 aufenden Monat ange­
kündigt. Wo ist sie geblieben, diese 
11 Kulturspalte 11 ? Ohnehin gewinnt der 
die Kulturszene in der Strafanstalt 
verfolgende Beobachter in der letzten 
Zeit zunehmend den Eindruck, daß die 
in den ersten drei Monaten dieses Jah­
res zu bemerkende Belebung und Abwechs-
1 ung dieser Szene neuerdings sehr nach­
gel assen hat. Es wird bedauerlicher­
weise uninteressanter und stiller in 
diesem Bereich, daran ändert auch die 
Tatsache nicht viel, daß im Mai noch 
ein bereits seit längerer Zeit vorge­
sehener Schwank über die Bühne geht. 

Gewiß, ein Film steht nach wie vor als 
regelmäßig wiederkehrende Monatsver­
ansta 1 tung auf dem Programm. Aber auch 
hier hat sich bei demgeistlosen Strei­
fen im April bereits zum zweiten Ma 1 
bemerkbar gemacht, daß der Ausspruch 
eines für die Auswahl der Zelluloid­
Rollen verantwortlichen Bediensteten 
verwirklicht wird . Dem Sinn nach äußer­
te dieser Mann, man müsse den Insassen 
schließlich auch einmal einen Film 
vor führen, der keinen Sinn ergibt und 
dessen Inha 1 t völlig nichtssagend ist. 
Im Apr i 1 konnten die Zuschauer genau 
die s feststellen. Selbstverständlich 

Der Hausberei eh I I 1/E gehört zur be­
handlungsorientierten Vollzugsart. Auf 
Grund der von den Insassen des Haus­
bereichs entworfenen Konzeption sowie 
Mitverantwortungsregelung wird diese 
Vollzugsart auch als 11 Öffentlichkeits­
voll zug11 bezeichnet. 

Eine Betrachtung 

gab es mehrere Tote (im Film!) . Der 
Zusarrmenhang mit der Handlung und diese 
se 1 bs t waren jedoch vö 11 i g unvers tänd­
lich. Außer Toten nichts geboten!! 
Selbst im Knast ist das zu wenig. 
Nicht jeder Filmmuß tiefsinnig, reso­
zialisierend oder gleich gut sein; 
a.ber irgendeinen Inhalt, ein Minimum 
an Sinn-undseies nur heiterer Blöd­
sinn, über den man 1 achen kann - so 11-
te er schon haben. 

Soviel zum Filmprogramm . Und sonst? 
Was gibt es sonst aus dem Kultursaal 
zu berichten? Ich weiß es nicht. Ent­
weder hat die Sommerpause etwas ver­
früht begonnen oder der Informations­
fluß ist seit einiger Zeit i ns St ocken 
geraten. Jedenfa 11 s haben sieh die 
Zeiten geändert. Das große Schweigen 
ist z. Z. ausgebrochen . Legt man an der 
zuständ i gen Stelle in derSozial - Päda­
gogi sehen Abtei 1 ung neuerdings Wert 
auf den Oberraschungseffekt? 

Eine Bitte zum Schluß: Wer etwas über 
kulturelle Veranstaltungen weiß oder 
hört, teile es bitte der Redaktion mit 
- und sei es auch erst nach der Ver­
anstaltung. Und um einem evtl. Mi ßver­
ständnis vorzubeugen: Nicht die Anzahl 
der monatl i chen Veransta l tungen ist 
allein ausschlaggebend fürdie Kultur­
szene in der Strafanstalt, sondern 
ebenso wichtig ist das, w a s gebo­
ten wird und die Abwechslung des An­
gebots. - dt -

Ziel dieses behandlungsorient ierten 
Vollzuges soll es se in, den Inhaftie r ­
ten zu befäh i gen, künftig in sozi al er 
Verantwortung ein Leben ohne Strafta­
ten zu führen. Dieses Ziel wird laut 
Satzung des Hausbereichs auf dre i We­
gen ang.estrebt: 
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a) durch die Teilnahme an psychothera­
peuti sehen Gruppen. Diese können 
unterschiedliche methodische An­
sätze haben; zum Beispiel analy­
tisch orientierte Gruppen, gruppen­
dynamisches Training, Verhaltens­
therapie; 

b) durch die Mitarbeit an sozialen 
Trainingsgruppen, deren Inhalt sich 
an den Bedürfnissen der Insassen 
orientiert; 

c) durch die Teilnahme an demokrati­
schen Willensbildungsprozessen und 
der Mitverantwortung gemäß der Mit­
verantwortungsregelung des Hausbe­
reichs III/E (Staatsbürgerkunde­
gruppen, therapeutisches Malen und 
Gestalten ) . 

Wie aber kann die Vollzugsform und 
Behandlungsarbeit im Hausberei eh I II/E 
das gemeinsame Ziel haben, Fehlhaltun­
gen und Feh 1 verha 1 ten abzubauen und 
Sozialisationsdefizite zu verringern, 
wenn 

.... nur eine psychotherapeutische 
Gruppe mit einem Höchstaufnahmeva­
l umen von 12 Insassen existiert 
und sich ihre Gruppenarbeit auf 
2 Stunden in der Woche beschränkt? 

Bereits in der 1 etzten Ausgabe haben 
wir kurz darauf hingewiesen, daß der 
monatliche Einkauf der Insassen neu 
geregelt wird. Unterdessen sind die 
Änderungen in Kraft getreten und wer­
den den meisten mehr oder weniger be­
kannt sein. Nachfolgend veröffent l i­
chen wir die wichtigsten Regelungen 
zur Kenntnisnahme für alle, die noch 
nicht oder nur ungenau informiert 
sind. 

Aussehen des Einkaufsscheins: 

1. Format DIN A 4 - quer; 
eine Seite Hausgeld, 
eine Seite Eigengeld. 

...• sich nur in seltenen Fällen die 
Gruppen (die von unbescholtenen 
Bürgern geleitet w~r~en) nach den 
Bedürfnissen der Insassen richten, 
sondern diesen vorgesetzt werden 
(für die Insassen besteht Gruppen­
zwang)? 

.... die demokratische Willensbildung 
nur soweit gegeben ist, wie sie 
mit der Meinung und Einstellung 
des Sozialarbeiters sowie der Be­
amtenschaft übereinsti11111t und eine 
demokratische Verständigung der 
Insassen mit dem Personal nicht 
gegeben ist? 

Aus den eben genannten Gründen führen 
auch die von den Insassen gewäh 1 ten 
Vertreter nur Scheinfunktionen aus. 

Der Großteil der Beamtenschaft ist auf­
grund seines Verhaltens und seiner per­
sönlichen Meinung den Insassen gegen­
über nicht an der Zielsetzung des Haus­
bereichs III/E interessiert. Der So­
zialarbeiter ist den vielen Anforde­
rungen nicht gewachsen und kann bei 
vielen Insassen nicht das notwendige 
Maß an Vertrauen erreichen. 

Bei dieser Sachlage ist die angestreb­
te Zielsetzung in Frage zu stellen. UP 

Eigengeld aufgeteilt in Batterien, 
Schreibwaren, Thermos-Flaschen, 
Blutspender. 

2. Schein in vierfacher Ausfertigung: 
1 Ausfertigung für das Einkaufszen­
trum, 1 Ausfertigung für die Liste, 
2 Ausfertigungen für die Fa. Necker­
mann; davon konmt eine Ausfertigung 
mit dem Einkauf zurück und verbleibt 
bei dem Insassen. 

Ausfertigung des Einkaufsscheins: 

1. Zentralschreiber setzt in den Schein 
den Namen und die Station des Insas­
sen ei n. 

- ' 
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2. Schein geht zur Zahlstelle, diese 

setzt die Einkaufsbeträge ein und 
sperrt sie auf dem Konto. 

3. Die Stationsbeamten holen die Schei­
ne ab und verteilen sie auf den Sta­
tionen an die Insassen. 

4. Die Gefangenenerhalten dasOriginal 
mit zwei Anlagen; eine Durchschrift 
mit dem Namen des Gefangenen geht 
unausgefüllt als Kontrollbeleg zum 
Einkaufszentrum. 

5. Die Gefangenen füllen die Einkaufs­
scheine nach den gültigen Katalogen 
aus und geben sie dem Stationsbeam­
ten zur Weiterleitung an das Ein­
kaufszentrum zurück. 

Aushändigung des Einkaufs: 

Die Aushändigung der Waren an die In­
sassen erfolgt nach Häusern in den 
einzelnen Teilanstalten. Die Vertei­
lung verläuft voraussichtlich in zwei 
Phasen: mittags und nachmittags nach 
15 .oo Uhr. 

Die Originalscheine werden vom Gefan­
genen quittiert. 

Soviel zu Einkaufsschein und Einkauf. 

Die Sozialpädagogische Abteilung der 
JVA Tegel lud ein, und am 20.4.1977 
kamen 30 der mehr als 90 "akkreditier­
ten" Vollzugshelfer zu einem Informa­
tionsgespräch in den Kultursaal der 
Anstalt. 

Von der Senatsverwaltung für Justiz 
waren die Herren Lange-Lehngut und 
Leppin erschienen, um die neuen Ver­
fügungen über freiwillige Mitarbeiter 
in den Berliner Justizvollzugsanstal­
t en zu erläutern und sieh den Fragen 
der Vollzugshelfer zu stellen. 

Nach einem Einführungsreferat von Herrn 
Leppin über die Rechte und Pflichten 

P 1ßerdem sollte beachtet werden, daß 
für die Zuteilung des Einkaufsgeldes 
ein besti~nter Stichtag gesetzt wird. 
Ist dieser verstrichen, erfolgt ein 
Einkauf erst wieder im nächsten Monat. 

Ab 1 Mai werden neue Waren- und Preis-
1 i sten ausgegeben. Das Warenangebot 
soll erweitertwerden und ist in Zusam­
menarbeit mit der Insassenvertretung 
ausgearbeitet worden. Die angegebenen 
Preise sind Endpreise (Nettopreise), 
in denen 3 % Rabatt bereits enthalten 
sind. Die Fa. Neckermann hat zugesi­
chert, die im Katalog aufgeführten 
Waren auf jeden Fall zu 1 iefern. Soll ­
te das wider Erwarten im Einzelfall 
dennoch einmal nicht möglich sein, 
will die Arbeitsverwaltung versuchen , 
den Betrag für die ausnahmsweise nicht 
gelieferte Ware beim nächsten Einkauf 
gut zu schreiben. 

Die Tagespreise werden durch das ZTS 
rechtzeitig bekanntgegeben bzw. in der 
Teilanstalt IV, deren Lautsprecheran­
lage immer noch nicht in Betrieb ist, 
durch Anschlag am Schwarzen Brett mit­
getei lt. 

Längerfristig ist im Laufe des Jahres 
zuerst einmal 14-tägiger, später dann 
auchwöchentlicher Einkauf geplant. -dt 

der Vo 11 zugshe lfer, kameine rege Dis­
kussion in Gang, inderen Verlauf sich 
immermehr herausstellte, daßdie Voll­
zugshe 1 fer der Tege 1 er Insassen so gut 
wie nichts von einander wissen und im 
Grunde genommen mit ihren Prob 1 emen 
al lein dastehen. Es wurde vorgeschla­
gen, eine bessere Koordination der 
einzelnen Vollzugshelfer untereinander 
anzustreben, um Erfahrungen auszutau­
schen und Nöte und Probleme gemeinsam 
zu besprechen. 

Dazu führte der Senatsvertreter aus, 
daß seitens des Senats an einen 11 Schu­
lungslehrgang" für Vollzugshelfer ge­
dacht war, um den freiwilligen Helfern 
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im Strafvollzug einen zusammenfassen­
den Einblick in ihre Aufgaben vorzu­
zeichnen und sie auf ihre sch\'Jierige 
Arbeit vorzubereiten. 

Oi eser an sieh 1 obenswerte Gedanke 
scheiterte aber bisher am Fehlen der 
finanziellen Mittel. Oie Lehrgänge, 
so war es geplant, sollten aus Lotto­
geldern finanziert werden. Der Lotto­
Beirat hat dem aber letztlich doch 
nicht zugestimmt und somit mußte das 
Vorhaben vorerst auf Eis gelegt werden. 

Ebenfalls wurde eine Zusammenkunft 
zwischen Aufsichtsbediensteten und 
Vollzugshelfern angeregt, um ein bes­
seres Verständnis zwi sehen diesen bei­
den Gruppen zu fördern. 

Großen Raum nahm die. Frage ein, ob 
Vollzugshelfer an der Erstellung des 
Vollzugsplanes mitwirken können. Eine 
erschöpfende Auskunft in dieser Frage 
blieben die Senatsvertreter schuldig . 
Sie verwiesen darauf, daß Vollzugs­
pläne vorerst nur bei Neuzugängen er-

In unserer 1 etzten Ausgabe haben wir 
über B i1 dung, Aufgaben und Zusammen­
setzung der durch das StVollzG vorge­
schriebenen Anstaltsbeiräte in den 
Berli ner Vollzugsanstalten berichtet. 
Abschli eßend zu diesem Bericht schrie­
ben wir, die Beiratsmitglieder mögen 
uns verzeihen, wenn wir diese ganze 
Einrichtung und ihre Möglichkeiten 
aus trüben Erfahrungen heraus recht 
skeptisch - um nicht zu sagen: pessi­
mistisch - betrachten. 

Unterdessen hat der Teil ansta 1 tsbei rat 
des Hauses III versucht, seine Arbeit 
aufzunehmen. Vergeblich! Der Justiz­
senat hat es bisher hartnäckig unter­
lassen, die rechtens gewählten Insas­
senvertreter des A- und B-Flüoels im 
Haus III zu bestätigen. Vonseiten der 
Gefangenen feh 1 t a 1 so der wichtigste 
Gesprächspartner des Anstaltsbeirats. 
Oie Arbeit dieser Einrichtung ist also 

ste 11 t \to'"'rden können, da für den enor­
men Arbeitsanfall zur Bearbeitung der 
bereits einsitzenden Insassen das nö­
tige Personal fehle. Selbstverständ­
lich soll aber, so wie es das Straf­
vollzugsgesetz vorschreibt, für jeden 
Insassen ein Vollzugsplan erstellt 
werden. Aber das ließe sich bei der­
zeit fast 1. 500 Insassen nicht von 
heute auf morgen verwirklichen. Oie 
Mitarbeit der Vollzugshelfer soll spä­
ter noch einmal erörtert werden. 

Dagegen wurde es vom Senat begrüßt, 
daß sich die Vollzugshelferzur Straf­
aussetzung zur Bewährung ihrer Klien­
ten äußern und ihre Meinung vorbri n­
gen können. 

Alles in allem ist dieses Gespräch als 
ein erster Versuch besserer Zusammen­
arbeit zwischen Vollzugshelfern und 
der Ansta l tsleitung einerseits und der 
ei nze 1 nen Vo 11 zugshe 1 fer untereinander 
andererseits zu werten. Weitereinfor­
mationsgespräche sollen folgen. 

- ge -

ursächlich durch die Senatsverwaltung 
für Justiz total beeinträchtigt, da es 
eine unzumutbare Oberforderung der 
Beiratsmitglieder bedeutet, alle Pro­
bleme in Einzelgesprächen mit den Ge­
fangenen zu erörtern . DerAnstaltsbei ­
rat hat die Senatsverwaltung kürzlich 
in einem Schreiben auf diesen unhalt­
baren Zustand hingewiesen, ebenso wie 
auf die Tatsache, daß seinen Mitglie­
dern bisher immer noch die notwendigen 
Ausweise, die Austuhrungsbestimmungen 
des Landes Berl in zum Strafvoll zugsge­
setz und die Dienst- und Vollzugsord­
nung vorenthalten werden. Alle diese 
Hindernisse erschweren die Arbeit des 
Beirates oder machen sie letztlich 
unmög 1 i eh. Die Verwirk 1 i chung des auch 
für die Justizbehörden verbindlichen 
Stra fvo 11 zugsgesetzes erfordert, daß 
diese Sorge dafür tragen, daß eine 
funktionsfähige Gefangenenvertretung 
u.a.m. endlich zustande kommt. - dt -
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Auf dies er Seite möchten wir unsere 
Leser heute in Umrissen über das Leben 
in der Vo 11 zugsansta 1 t Oüppe 1 i nfor­
mieren. Vor einigen Wochen haben die 
Insassen dort ihre Insassenvertretung 
gewäh 1 t . Von ihr erhielten wir kurz 
vor Herausgabe dieser NuiTITler unserer 
Zeitschrift einen Bericht über die 
Vollversammlung vom 20. April 1977, 
an der u. a. auch der Senator für Justiz, 
Prof . Or. Jürgen Baumann, Vertreter 
seiner Senatsverwaltung, der Anstalts­
leiter, ein Mitglied des Anstaltsbei­
rats, Bedienstete, Journalisten von 
Rundfunk und Presse und die Insassen 
selbst teilnahmen. 

Auf dies er Vo 11 versarm1l ung wies der 
Justizsenator daraufhin, daß der§ 160 
StVoll zG, der die Gefangenenmitverant­
wortung beinhaltet, eine SOLL-Vor­
schrift darstellt. Er bat darum, die 
Fremdbestimmung durch möglichst viel 
Se 1 bs tbest i11111ung zu ersetzen und somit 
durch mehr Demokratie eine effektivere 
Mitbestimmung zu erreichen. 

Ausdrücklieh betonte Prof. Dr. Baumann, 
daß die Vollzugsanstalt Oüppel nur 
dann voll funktionsfähig ist, wenn die 
Zusammenarbeit zwi sehen Insassenver­
tretung, Aufsichtsdienst und Insassen 
reibungslos verläuft. 

Zum Thema "Freigang" sagte der An­
staltsleiter zu, bis Juni 1977 in der 
VA Oüppel 80 - 90 Freigänger zuzulas­
sen. Oie Abwicklung dieses Vorhabens 
erfordere jedoch etwas Ruhe und Zeit. 
Wer die notwendigen Voraussetzungen 
für den "Freigang" erfüllt und eine 
Arbeitsstelle nachweisen kann, möge 
sieh sofort durch Vonne 1 der beim An­
staltsleiter, Herrn Below, melden. 
Herr Kähne von der Senatsverwaltung für 
Justiz und Herr Ihle vom Sozialdienst 
äußerten ihre Bereitschaft zur Mitar­
beit in dieser Frage UndzurFörderung 
des "Freiganges 11

• Nach Aussagen von 
Herrn Kähne weist die Abteilung V des 
Senators für Justiz in ihrer Offent­
l ichkeitsarbei t immer wieder auf die 

Möglichkeit des 

Freie Arbeitsstellen können nur durch 
das Arbeitsamt oder durch direkte Ver­
mittlung über den Werkdienst der JVA 
venni tte 1 t werden. Besondere Schwi e­
rigkeiten ergeben sich bei der Vennitt-
1 ung von unge 1 ernten Arbeitskräften. 
Entlassenen Strafgefangenen konnte lt. 
Anstaltsleiter Below bisher in allen 
Fällen Arbeit und Unterkunft beschafft 
werden, wenn auch das eine oder andere 
z. T. berechtigten Ansprüchen nicht ent­
sprach. 

Zur Frage des Ba rge 1 des und de-ssen Be­
sitz in der Anstalt hatte die Insassen­
vertretung nachgefragt, wann mit der 
zum 15.4.77 zugesagten Verfügung ge­
rechnet werden kann. Justizsenator 
Baumann erklärte, daß an einer Lösung 
dieser Frage noch intensiv gearbeitet 
wird, wobei Erfahrungswerte aus einem 
schwedischen Modell herangezogen wer­
den sollen, die noch nicht vorliegen. 

Bezüg 1 i eh der notwendigen Kontakte zur 
Außenwelt schilderte Herr Pfarrer 
Fränkle seine positiven Erfahrungen 
mit seiner Gruppe aus der Anstalt. Er 
unterhält ständigen Kontakt zu einer 
benachbarten Gemeinde und führtmit den 
Insassen auch außerha Tb der Ansta 1t 
Diskussionen. 

Tagesausgänge und Urlaub erfahren nach 
Mitteilung des Anstaltsleiters eine 
großzügige Regelung und Handhabung. 
Von der gesetzlichen Möglichkeit des 
Urlaubs zur Vorbereitung der Entl as­
sung wird nach Aussagen der Insassen­
vertretung nur in seltenen Fällen Ge­
brauch gemacht. OafUr gibt es ledig-
1 ich Tagesausgänge, die aber oft nicht 
ausreichen, die notwendigen Besorgun-
gen zu erledigen. • 

Klage geführt wurde Uber das aus der 
Bäckerei der JVA Tegel kommende Brot. 

- dt -
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, , .WURDEN WIR GEMEINSAM MIT ANDEREN BETROFFENEN INSASSEN DER JVA 

TE GEL ZEUGEN, WELCH CHAOTISCHE ZUSTAENDE MIT DER NEUREGELUNG DES 

MONAT SE I NKAUFS FUER ALLE BETEILIGTEN HERAUFBESCHWOREN WORDEN SI ND 

+ + + NICHT NUR DIE UNZUMUTBAREN VERZOEGERUNGEN, SONDERN AUCH SICH 

HAEUFENDE REKLAMAT IONEN WEGEN FEHLENDER ODER BESCHAEDI GTER WAREN 

BEREITEN DEN GEFANGENEN UNDBEDIENSTETEN ZUSAETZLICHEN AERGER + + + 

IN MEHREREN FAELLEN WURDE ZUDEM BEANSTANDET, DASS DIE WARE NICHT 

MEHR EINWANDFREI UND FRISCH GEWESEN SEI++ +DURCH FALSCHE BERECH­

NUNG DER FUER DEN EINKAUF ZU ZAHLENDEN SUMME ZUUNGUNSTEN DES GEFAN­

GENEN UND NICHTZUSTAENDIGKEITSERKLAERUNGEN FUER EINE KORREKTUR DER 

UNRICHTIGEN WARENRECHNUNG DURCH DIE BEDIENSTETEN WERDEN UNRECHT 

UND VERWIRRUNG ZUR GEWOHNHEIT + + + INSASSEN, DIE WEGEN DER IHNEN 

IRRTUEMLICH ZUVIEL BERECHNETEN ZWEI ODERDREI GROSCHEN REKLAMIEREN, 

WERDEN ABGEWIESEN ODER SCHEUEN DIE SCHEREREIEN VON VORNHEREIN + + + 

DEN AUSREICHEND BEZAHLTEN BEDIENSTETEN DER STRAFANSTALT ERSCHEINT 

EIN BETRAG VON ZWANZIG ODERDREI SS I G PFENNIGEN ZU GERING, UM DESHALB 

DIE BEHOERDENMASCH I NE-R I E IN GANG ZU SETZEN + + + SIE VERGESSEN, 

DASS ES SICH FUER DEN GEFANGENEN UM DEN HALBEN TAGESVERDIENST HAN­

DELT++ +ABER WEN INTERESSIERT DAS SCHON, AUSSER DEN BETROFFENEN 

INSASSEN SELBST, DER NUR DIE WAHL HAT, DIE ANNAHME DER GESAMTEN 

WARE ZU VERWEIGERN UND VORERST OHNE EINKAUF ZU BLEIBEN, ODER ABER 

SICH MIT DER UEBERVORTEILUNG ABZUFINDEN UND DEN MUND ZU HALTEN ,, , 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
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, , ,HAT SICH HERAUSGESTELLT, DASS DER FUER DEN HERBST DIESES JAHRES 

GEPLANTE TAG DER OFFENEN TUER IN DER STRAFANSTALT TEGEL NUN DOCH 

NOCH STATTFINDEN KANN + + + DIE SENATSVERWALTUNG FUER JUSTIZ HAT 

IHREN ERFORDERLICHEN SEGEN FUER DIESES VORHABEN GEGEBEN+++ WIR 

HOFFEN, DASS EIN DERARTIGER TAG NICHT MIT DER BESICHTIGUNG EINES 

MENSCHENZOOS DURCH DIE BUERGER VON DRAUSSEN VERWECHSELT WIRD, SON­

DERN DEN BESUCHERN OIE AUGEN FUER DIE PROBLEMATIK UND DIE WIRKLICHEN 

ZUSTAENDE IN EINER STRAFANSTALT OEFFNET + + +EINE ZIEMLICH UNREALI-

• STISCHE HOFFNUNG, WIE ES SCHEINT.,. 

======================================-===============-=== 
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Arbeitgeber gegen Resozialisierung? 

Am Jahresanfang warb 'der Iichtblick' bei Arbeitgebern um besseres Verständnis 

für die Situation entlassener Strafgefangener und hat um Einstellungsmöglichker­

ten auch für diesen Personenkreis gebeten. 

Mehr als 100 Arbeitgeber in Berlin wurden angeschrieben. Das Echo war nieder­

schmetternd: nur eine einzige Firma antwortete überhaupt- eine Charlottenburger 

Druckerei -und erklärte sich bereit, ei n Stellenangebot im 'Iichtblick' zu veröffent­

lichen. 

Dieses außerordentlich negative Ergebnis wirft die Frage auf, ob denn Berliner Ar­

beitgeber - von wenigen Ausnahmen einmal abgesehen- nicht bereit sind, ent­

lassene Strafgefangene einzustellen und somit einen Beitrag zur allgemein gefor­

derten Resozialisierung zu leisten. 



Erfreuliche Beurlaubungspraxis 
im Berliner Strafvollzug 

Die Senatsverwaltung für Justiz hat jetzt die Zahlen über die Beurlaubungen im 

Berliner Strafvollzug für 1976 zusammengestellt. Danach sind 1976 insgesamt 2970 

Urlaube gewährt worden. ln 146 Fällen (4,9 Prozent) sind die beurlaubten Häftlinge 

nicht oder nur mit Hilfe der Polizei, etwa nach erneuter Straftat, in die Anstalten zu­

rückgekehrt. Senatsdirektor Alexander von Stahl bezeichnete diese Zahlen als er­

freulich, da der Bundesdurchschnitt bei den nicht aus dem Urlaub zurückkehrenden 

Häftlingen mehr als 5,6 Prozent beträgt. 

(Landespressedienst) 

, 
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